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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Le postulat Häsler intitulé "Valoriser le bénévolat" demande au Conseil fédéral d'établir
un rapport visant à étudier les possibilités d'actions de la Confédération afin de
soutenir les activités bénévoles. La députées verte Christine Häsler (gp/verts, BE) veut
ainsi que le bénévolat obtienne une reconnaissance officielle de l'Etat afin de
l'encourager et de le valoriser. Celui-ci est, selon la conseillère nationale, l'une des
valeurs qui permet le bon fonctionnement de la Suisse. 
Dans sa réponse, le Conseil fédéral rappelle qu'il soutient les activités de bénévolat par
des subventionnements, des contrats de prestations et le financement de projets. De
plus, dans le cas précis des proches aidants, un programme a été lancé en 2016 afin
d'améliorer le quotidien des personnes concernées. Finalement, l'instauration de
déductions fiscales pour les personnes pratiquant le bénévolat – comme suggérée par
la dépositaire du postulat – ne trouve pas les faveurs du Conseil fédéral qui avait déjà
refusé une telle idée dans le cadre de la motion Streiff-Feller (11.3083) intitulée
"Déductions fiscales pour les travailleurs bénévoles". En plus de raisons de politiques
fiscales pures, le Conseil fédéral invoque la difficulté de donner une définition claire du
travail bénévole. Pour ces diverses raisons, il propose de rejeter le postulat. Suivant
l'avis de ce dernier, la chambre du peuple rejette sans discussion l'objet proposé par la
députée Häsler. 1

POSTULAT
DATUM: 30.09.2016
KAREL ZIEHLI

Nationale Identität

Mit dem Postulat «Der 12. September, ein Feiertag der modernen Schweiz!» forderte
Heinz Siegenthaler (bdp, BE) im Sommer 2018 vom Bundesrat, zu prüfen, ob der 12.
September als Feiertag auf eidgenössischer Ebene eingeführt werden könne.
Am 12. September, so Siegenthaler, solle jeweils die Inkraftsetzung der ersten
Bundesverfassung von 1848 gefeiert werden. Von nationaler Bedeutung sei dies, da an
diesem Tag in der Schweiz «hochgeschätzte Güter wie direkte Demokratie, Rechtsstaat,
Gewaltenteilung oder der Föderalismus» geboren worden seien. Damit würde man der
modernen Schweiz Rechnung tragen.
Der Bundesrat anerkannte in seiner Antwort die historische Bedeutung des Datums für
die Schweiz zwar, empfahl aber die Ablehnung des Postulats, da der 12. September
nicht das einzig relevante Datum für die moderne Eidgenossenschaft sei. Auch sei der
Erste August bestens in der Bevölkerung akzeptiert und verankert. Der Bundesrat
verwies auch auf die Argumentation, mit welcher er bereits 2009 eine ähnliche Anfrage
von Margret Kiener Nellen (sp, BE) beantwortet hatte.
Letztlich schien das Postulat zu wenig Priorität zu geniessen: Am 19. Juni 2020 wurde es
nach zwei Jahren wegen Nichtbehandlung abgeschrieben. 2

POSTULAT
DATUM: 19.06.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Rechtsordnung

Kriminalität

Der Bundesrat soll prüfen, mit welchen rechtlichen, technischen und sonstigen
Massnahmen verhindert werden kann, dass Kinder und Jugendliche zur Herstellung
von kinderpornografischem Material erpresst oder angeleitet werden. Der Nationalrat
überwies ein entsprechendes Postulat Quadranti (bdp, ZH), das zwischenzeitlich von
Heinz Siegenthaler (bdp, BE) übernommen worden war, in der Wintersession 2019
stillschweigend. 3

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
KARIN FRICK
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Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Auch 2014 kam es im Parlament zu einigen Mutationen. Insgesamt wurden im
Berichtsjahr elf neue Parlamentsmitglieder vereidigt. Tragisch war dies im Falle beider
Ständeräte aus dem Kanton Glarus. Für den 2013 überraschend verstorbenen Pankraz
Freitag (fdp, GL) und den 2014 zurückgetretenen und kurz darauf aufgrund seines
Krebsleidens aus dem Leben geschiedenen This Jenny (svp, GL) wurden in Ersatzwahlen
Thomas Hefti (fdp, GL) und Werner Hösli (svp, GL) als Nachfolger bestimmt (vgl. Kapitel
1e, Wahlen). Gleich vier Nationalräte rutschten aus dem Kanton Zürich nach: Christoph
Blocher (svp, ZH) und Hans Kaufmann (svp, ZH) wollten eigentlich jüngeren SVP-
Mitgliedern Platz machen, aber Ernst Schibli (svp, ZH; Jahrgang 1952), der 2011 nach 10
Jahren nicht mehr in den Nationalrat gewählt worden, aber erster Ersatz auf der SVP-
Liste war, entschied sich für eine Rückkehr nach Bern. Für Blocher rutschte dann
freilich der 15 Jahre jüngere Thomas Matter (svp, ZH) nach. Markus Hutter (fdp, ZH) trat
zurück, weil er sich seinem Unternehmen widmen wollte. Für ihn kam Beat Walti (fdp,
ZH) zum Handkuss. Der zweite neue Zürcher FDP-Vertreter war Hans-Peter Portmann
(fdp, ZH). Er wurde Nachfolger von Filippo Leutenegger (fdp, ZH), der in die Zürcher
Stadtexekutive gewählt wurde. Auch der ehemalige Präsident der FDP, Fulvio Pelli (fdp,
TI) hatte seinen Rücktritt eingereicht und machte Platz für Giovanni Merlini (fdp, TI). Der
fünfte Abgeordnetenaustausch für die FDP wurde zwischen Pierre-André Monnard (fdp,
NE) und Laurent Favre (fdp, NE) getätigt. Favre war bei Ersatzwahlen in die Neuenburger
Regierung gewählt worden. Neben Blocher, Jenny und Kaufmann trat für die SVP mit
Caspar Baader (svp, BL) ein weiteres Schwergewicht zurück. Er wurde durch Christian
Miesch (svp, BL) ersetzt. Die SP – Rebecca Ruiz (sp, VD) rutschte für Josiane Aubert (sp,
VD) nach – und die BDP – mit Heinz Siegenthaler (bdp, BE) für Ursula Haller (bdp, BE) –
hatten je eine Mutation vorzunehmen. Die 49. Legislatur war damit bis Ende 2014
bereits von 24 Wechseln geprägt. Fast jeder zehnte Sitz im nationalen Parlament wurde
damit ausserhalb der regulären Wahlen getauscht. 4

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

Noch vor den eidgenössischen Gesamterneuerungswahlen im Oktober 2015 rutschten
drei neue Personen in den Nationalrat nach. In der Frühlingsession 2015 wurden zwei
neue Ratsmitglieder vereidigt. Jean-Pierre Graber (svp, BE) übernahm den Platz des
zurückgetretenen Hansruedi Wandfluh (svp, BE) und Rudolf Winkler (bdp, ZH) übernahm
das Mandat von Lothar Ziörjen (bdp, ZH). Ziörjen war im Januar per sofort
zurückgetreten, weil er seinem Mandat als Gemeindepräsident von Dübendorf und
seinem Architekturbüro mehr Zeit widmen wollte. Auch Wandfluh machte berufliche
Gründe für seinen Rücktritt geltend. Sein weltweit tätiges Unternehmen stehe vor
wichtigen Herausforderungen. Die Nachfolge des Berner Oberländers wurde zu einem
"Sesseltanz" – so die Berner Zeitung. Auf dem ersten Ersatzplatz der Berner SVP-Liste
fand sich eigentlich Jean-Pierre Graber, der 2011 nicht wieder gewählt worden war.
Dies war damals von Bedeutung, weil der Berner Jura damit seine Vertretung in Bern
verloren hatte. Nur einen Sitz hinter Graber fand sich Werner Salzmann (BE, svp), der
ebenfalls Ambitionen hegte und aufgrund des Alters von Graber (Jahrgang 1946) in der
Partei auch grössere Unterstützung fand. In der Presse wurde ein eigentliches Manöver
von Graber beschrieben. Dieser würde verzichten, wenn seine Tochter – Anne-Caroline
Graber – und Berner Grossrätin für die Nationalratswahlen doppelt auf der Liste
geführt würde, wofür die SVP allerdings nicht Hand bieten wollte. Die Kantonalpartei
sähe es lieber, wenn Salzmann bei den Wahlen im Oktober als Bisheriger antreten
könnte – gab etwa Albert Rösti (svp, BE) zu Protokoll. Darüber hinaus war auch Manfred
Bühler (BE, svp) als Vertreter des Berner Juras im Gespräch. Die Bernjurassische SVP
befürchtete, dass der Berner Jura nur dann einen Sitz erhält, wenn die Kandidierenden
vorkumuliert würden, wogegen sich freilich die gesamtkantonale Partei aussprach.
Letztlich einigte man sich darauf, dass Manfred Bühler auf Platz 1 und Anne-Caroline
Graber auf Platz 2 der Berner SVP-Liste gesetzt würden. In der Folge trat Jean-Pierre
Graber die Nachfolge von Wandfluh an. 
Noch kürzer war die Amtszeit in der 49. Legislatur für Christine Häsler (gp, BE), die in
der Sommersession als letztes neues Mitglied vereidigt wurde (15.206). Häsler rutschte
für den zurücktretenden Alec von Graffenried (gp, BE) nach, der die Dreifachbelastung
von Beruf, Familie und Politik als zu intensiv bezeichnete. Auf dem ersten Ersatzplatz
hätte zwar eigentlich Urs Muntwyler (BE, gp) nachrutschen sollen, dieser verzichtete
aber zugunsten der Berner Grossrätin, die bereits ihre Kandidatur für den Ständerat
angekündigt hatte. Dass auch derart kurzzeitige Mandate eine gute Voraussetzung für
anstehende Wahlen sein und das Etikett "Bisherig" durchaus zu einem Mehr an
Stimmen führen kann, bestätigte sich im Falle von Häsler, die bei den

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2015
MARC BÜHLMANN
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Nationalratswahlen 2015 (wieder-)gewählt wurde, nicht aber im Falle von Winkler, der
damit nach lediglich drei Sessionen zum alt-Nationalrat wurde. 
Insgesamt wurden in der 49. Legislatur 27 neue Nationalratsmitglieder vereidigt, die
zurücktretende oder verstorbene Ratsmitglieder ersetzten. 5

In der Herbstsession wurde mit Heinz Siegenthaler (bdp, BE) ein neues Ratsmitglied
vereidigt. Der bereits 2014 schon einmal für Ursula Haller (bdp, BE) nachgerutschte
Berner mit Jahrgang 1955 trat den Sitz des zurückgetretenen Urs Gasche (bdp, BE) an.
Die BDP-Rochade war die fünfte Mutation in der 50. Legislatur. Gasche hatte Mitte Juni
seinen Rücktritt angekündigt. Er sei 31 Jahre lang in der Politik gewesen und nun wolle
er seiner Familie mehr Zeit widmen. Die gleiche Begründung hatte Gasche bereits 2009
bei seinem Rücktritt aus dem Berner Regierungsrat angegeben. Allerdings sprang er für
die von ihm mitgegründete junge BDP in die Bresche, liess sich für die
Nationalratswahlen 2011 aufstellen und gewann einen Sitz. Mit Gasche verliere die BDP
ein wichtiges Aushängeschild, urteilte der Tagesanzeiger. Mit dem nur wenig jüngeren
Siegenthaler, der 2015 nicht wiedergewählt worden war, könne auch nicht von einer
Verjüngung gesprochen werden, welche die Partei eigentlich nötig hätte. 6

WAHLEN
DATUM: 11.09.2017
MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

Im September präsentierte die NZZ das von Sotomo errechnete Parlamentarierrating
2015. Die ideologische Ausrichtung aller Parlamentsmitglieder wird mit Hilfe paarweiser
Vergleiche aller Parlamentarierinnen und Parlamentarier hinsichtlich ihres
Abstimmungsverhaltens berechnet. Die Skala reicht von -10 (ganz links) bis +10 (ganz
rechts). Die rechte Extremposition wurde im Rating 2015 von Pirmin Schwander (svp, SZ)
und Lukas Reimann (svp, SG) besetzt. Am linken Rand fand sich mit einem Wert von -9.5
Christine Häsler (gp, BE). 
Am deutlichsten rechts und zwar ohne Überschneidung mit anderen Fraktionen stand
die SVP, deren Mitglieder zwischen 6.3 (Jean-Pierre Grin, VD) und 10 positioniert
wurden. Die FDP-Mitglieder schwankten zwischen 1.6 (Christa Markwalder, BE) und 4.1
(Hans-Peter Portmann, ZH) und überschnitten sich damit sowohl mit der BDP (0.9:
Rosmarie Quadranti, ZH bis 2.1: Urs Gasche, BE) als auch teilweise mit der CVP, bei der
Gerhard Pfister (ZG) und Ruedi Lustenberger (LU) mit dem Wert von 3.0 den rechten
und Jacques Neirynck (VD) mit -1.6 den linken Rand abdeckten. Die beiden EVP-
Vertreterinnen, die der CVP-EVP-Fraktion angehören, waren dabei pointierter links (-
2.8) als der Rest der CVP-Fraktion. Die GLP-Fraktion zeigte sich ziemlich geschlossen
und links der Mitte. Bei den Grünliberalen wurden die Extreme von Thomas Böhni (TG,
-1.7) und Martin Bäumle (ZH, -1.2) eingenommen. In ihrem Gesamtwert von -8.0
deckungsgleich zeigten sich die Grünen und die SP. Während die Genossinnen und
Genossen Extremwerte zwischen -9.1 (Carlo Sommaruga, GE und Susanne Leutenegger
Oberholzer, BL) und -5.7 (Daniel Jositsch, ZH) einnahmen, fanden sich bei den Grünen
Christine Häsler (-.9.5) und Yvonne Gilli (SG, -6.8) an den Fraktionspolen. 
Der Median des gesamten Nationalrats lag bei 0.8; das Parlament politisierte also leicht
rechts der Mitte. Die Studie stellte bei der Analyse der gesamten 49. Legislatur
allerdings im Vergleich mit der 48. Legislatur einen Linksrutsch fest. Insbesondere in
der Verkehrs- und Energiepolitik habe Mitte-Links erfolgreich koaliert.  

Erstmals konnte aufgrund der neu eingeführten elektronischen Stimmanlage auch der
Ständerat vermessen werden. Insgesamt zeigte sich in der kleinen Kammer eine
wesentlich schwächere Polarisierung als bei der Volksvertretung. Zwar gab es auch im
Ständerat Extrempositionen –  Robert Cramer (gp, GE) mit -9.6 zur Linken und Peter
Föhn (svp, SZ) mit 9.6 zur Rechten –, die überwiegende Mehrheit der Ständerätinnen
und Ständeräte fanden sich aber zwischen den Werten -4 bis +5. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.09.2015
MARC BÜHLMANN
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Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Insgesamt wollte bei den Wahlen in den Berner Grossrat 2018 eine rekordhohe Zahl
von 2'110 Kandidierenden (2014: 1'905), darunter 730 Frauen (34.5%; 2014: 33.3%),
einen der 160 Sitze erobern. In den neun Wahlkreisen füllten die Anwärterinnen und
Anwärter total 146 Listen, mit denen insgesamt 34 Listenverbindungen erstellt wurden.
137 amtierende Grossrätinnen und Grossräte traten als Bisherige an. 
Die Berner Zeitung hatte ausgerechnet, dass die Wahlchancen im
französischsprachigen Wahlkreis «Jura Bernois», der 12 garantierte Sitze hat, fast
doppelt so gross seien (9 Kandidierende pro Sitz) wie im Wahlkreis «Stadt Bern» (20
Sitze; 17 Kandidierende pro Sitz). Neben der repräsentativen Untervertretung der
Frauen im Kandidierendenfeld rechnete die Zeitung zudem eine starke Übervertretung
der unter 40-jährigen Bevölkerung, aber eine deutliche Untervertretung der über 65-
Jährigen unter den Kandidierenden aus.
Die Medien berichteten auch über die Situationen der einzelnen Parteien. Erklärtes Ziel
der SVP war es, ihren Wähleranteil auszubauen und damit die 49 Grossratssitze
mindestens zu verteidigen. Zudem müsse die bürgerliche Regierungsmehrheit
verteidigt werden, betonte Parteipräsident Werner Salzmann (svp, BE). Allerdings
musste die Volkspartei gleich 16 Rücktritte ersetzen, darunter etwa alt Nationalrat
Thomas Fuchs (BE, svp), der aufgrund einer parteiinternen Amtszeitbeschränkung nicht
mehr antrat. Die SVP schickte 55 Frauen und 189 Männer ins Rennen und weitete ihre
Kampagne erstmals auch auf Telefonanrufe aus. 
Mit dem Motto «Zukunft statt Abbau» stieg die SP in den kantonalen Wahlkampf. Man
wolle sich gegen die Sparmassnahmen wehren, gab Parteipräsidentin Ursula Marti (BE,
sp) zu Protokoll. Mit einem angestrebten Wähleranteil von 22 Prozent wollte die SP zwei
bis vier Sitze zu den bestehenden 33 hinzugewinnen. Dies sollte mit einem
Wahlkampfbudget von CHF 350'000 und der erprobten Telefonkampagne erreicht
werden, mit der Unentschlossene mobilisiert werden sollten. Die SP ging in den meisten
Wahlkreisen Listenverbindungen mit den Grünen ein. 
Die FDP (2014: 17 Sitze) verband ihre Liste in sechs Wahlkreisen mit derjenigen der SVP.
Diese Listenverbindungen und der positive Trend, der sich in den letzten Jahren bei
mehreren kantonalen Wahlen für die FDP gezeigt hatte, liessen die Freisinnigen auf
erfolgreiche Wahlen hoffen. 
Für die Grünen bzw. die Grüne Freie Liste und das Grüne Bündnis, die für die
kantonalen Wahlen unter dem Namen «Grüne» gemeinsam auftraten, trat unter
anderem Aline Trede (BE, gp) an, die bei den eidgenössischen Wahlen 2015 aus dem
Nationalrat ausgeschieden war. In der Presse wurde spekuliert, ob die ehemalige
Nationalrätin allenfalls nicht ins kantonale, sondern wieder ins nationale Parlament
wechseln könnte: Wenn die amtierende Nationalrätin Christine Häsler (gp. BE) in den
Regierungsrat gewählt würde, würde Trede ins nationale Parlament nachrutschen. Ziel
der Grünen war der Gewinn von zwei Sitzen (bisher: 15 Sitze).
Die BDP (2014: 14 Sitze) wollte es bei diesen Wahlen besser machen als vor 4 Jahren, als
sie nicht weniger als elf Sitze verloren hatte. Da die Verluste 2014 zum Teil auf fehlende
Listenverbindungen zurückgeführt worden waren, versuchte die Partei 2018 ihre Listen
in allen Wahlkreisen zu verbinden. Dies gelang ihr ausser im Emmental und im
Oberaargau auch; in den meisten Wahlkreisen mit den Mitteparteien (GLP, EVP, CVP)
und/oder der FDP (in Thun und Biel-Seeland), im Wahlkreis Mittelland-Nord allerdings
nur mit der Piratenpartei. Im Berner Jura trat sie nicht an. In den Medien war man sich
einig, dass diese Berner Wahlen zehn Jahr nach ihrer Gründung einen Stresstest für die
BDP darstellten und die Partei auf Schadensbegrenzung hoffen müsse. 
Die EVP, die im Kanton Bern mit 12 Sitzen im Grossen Rat schweizweit am stärksten
vertreten ist, wollte an ihre Erfolge von 2006 anknüpfen und wieder 7 Prozent der
Wählerinnen und Wähler hinter sich scharen. Damit könnte sie einen Sitz zulegen.
Insbesondere in den Regionen Thun und Langenthal erhoffte man sich einen Zuwachs. 
Die GLP (2014: 11 Sitze) korrigierte ihr Ziel für die Grossratswahlen Anfang Februar nach
oben. Aufgrund der grossen Nachfrage nach Listenplätzen, aber auch wegen der
positiven nationalen Trends sei in der Partei eine Aufbruchstimmung zu spüren, die
nicht nur zu einem, sondern zu zwei zusätzlichen Sitzen verhelfen solle, gaben die
Grünliberalen bekannt. 
Für die EDU (5 Sitze), die PSA (3 Sitze) und die Grün alternative Partei (GaP; 1 Sitz), die
ehemalige Grüne Partei Bern - Demokratische Alternative (GPB-DA), ging es vor allem
um Besitzstandswahrung. Zudem traten zahlreiche weitere, im Grossrat aktuell nicht
vertretene Parteien mit eigenen Listen an, darunter auch die im Kanton Bern seit der
Loslösung des Kantons Jura und des Laufenthals praktisch unbedeutende CVP, die seit
2014 auch kein Grossratsmandat mehr hatte. Ein in den Medien beachtetes Comeback
gab zudem Jürg Scherrer (BE, fps): Der ehemalige Nationalrat und Gemeinderat von Biel
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und letzter gewählter Vertreter der Autopartei kandidierte auf der «Freien Liste» im
Wahlkreis Biel-Seeland. Auch die Pnos, die insbesondere im Oberaargau über einige
Mitglieder verfügt, trat zu den Wahlen an. Zu reden gab allerdings vor allem ein SVP-
Kandidat mit Pnos-Vergangenheit. Schliesslich trat die Bieler Bürgerbewegung
«Passerelle» mit der Liste «loswahl.ch» an. Auf dieser Liste figurierte mit Ruth
Tennenbaum (BE, parteilos) eine Kandidatin, die im Falle ihrer Wahl sofort zugunsten
einer aus einem Topf von Freiwilligen auszulosenden Person zurücktreten würde. Die
Diskussionen um ein Losverfahren in der Demokratie erhielten damit eine zumindest
kantonale mediale Plattform. Mit von der Partie waren zudem die Piraten, die Schweizer
Demokraten, die PdA und die Alternative Linke Bern (AL). 

Die Berner Wahlen gelten eineinhalb Jahre vor den eidgenössischen Wahlen vielen
Medien als Gradmesser für die Form der Parteien, so dass den Resultaten der Wahl viel
Aufmerksamkeit geschenkt wurde. Dabei interessierte insbesondere das Abschneiden
der BDP, die mit Beatrice Simon (BE, bdp) bei den Regierungswahlen das beste Resultat
einfahren konnte und im Parlament lediglich einen ihrer 14 Sitze (neu: 13 Sitze; 9.0%;
2014: 11.2%) abgeben musste. In den Medien wurde kommentiert, dass die BDP damit
ihren Testlauf für die nationalen Wahlen knapp bestanden habe. Insgesamt kam es zu
Verschiebungen in den Lagern. Die drei Sitzgewinne der FDP (neu: 20 Sitze; 11.6%; 2014:
10.7%) gingen wohl auch auf Kosten der SVP, die allerdings mit 46 Sitzen und einem
Anteil an Wählern und Wählerinnen von 26.8 Prozent (2014: 29.0%) deutlich die stärkste
Partei blieb. Da die Bürgerlichen damit insgesamt einen Sitz verloren – die GLP konnte
ihre 11 Sitze (6.9%; 2014: 6.7%) und die EDU ihre 5 Sitze halten (3.6%; 2014: 4.1%) –
sprachen einige Medien von einem leichten Linksrutsch. In der Tat konnte die SP gleich
um 5 Sitze (neu: 38 Sitze) und um mehr als 3 Prozentpunkte zulegen (22.2%; 2014:
19.1%). Diese Gewinne gingen teilweise auf Kosten der Grünen (neu: 14 Sitze; 9.9%;
2014: 9.8%) und der PSA (neu: 2 Sitze; 0.7%; 2014: 0.7%), die je einen Sitz verloren, aber
wohl auch auf Kosten der EVP (neu: 10 Sitze; 6.2%; 2014: 6.4%), die zwei Sitze einbüsste.
Zu einer Verschiebung kam es auch im extrem-linken Parteienspektrum: Die GaP (0.3%;
2014: 0.3%) wurde von der AL (0.5%; 2014: 0.4%) im Wahlkreis Bern überholt und
musste ihren einzigen Sitz zugunsten eben dieser Alternativen Linken räumen. Die
restlichen Parteien gingen leer aus; darunter auch die CVP, bei der sich einige Berner
Medien fragten, ob sie bei den Wahlen 2018 vielleicht zum letzten Mal angetreten sei.
Insgesamt blieb das Parlament damit deutlich bürgerlich geprägt. SVP, FDP, BDP und
EDU hielten 84 von 160 Sitzen, die Mitte aus EVP und GLP hatte noch 21 Mandate inne
und Links-Grün kam auf 55 Sitze. 
Einige mediale Aufmerksamkeit erhielt schliesslich auch Erich Hess (BE, svp), der mit
seiner Wahl in den Grossrat nun in den drei Legislativen aller föderalen Stufen sitzt.
Hess war von 2005 bis 2010 und seit 2013 bereits Berner Stadtrat und seit 2015
Nationalrat. Als enttäuschend wurde die Wahlbeteiligung gewertet. Nur 2002 nahmen
noch weniger als die aktuellen 30.5 Prozent der Bernerinnen und Berner ihr Wahlrecht
wahr. Die Wahlbeteiligung wurde sowohl für die Verluste der SVP als auch für die
Gewinne der SP verantwortlich gemacht. Es sei vor allem eine Frage der Mobilisierung
gewesen, kommentierte etwa SVP-Kantonalpräsident Werner Salzmann das schlechte
Abschneiden seiner Partei. Der Frauenanteil im Grossen Rat betrug neu 35.6 Prozent
(2014: 31.9%). Von den 33 neu gewählten Parlamentsmitgliedern waren 17 Frauen. 8

Wahlen in kantonale Regierungen

Für Spannung sorgte – wie meistens bei den Regierungswahlen im Kanton Bern seit
1980 – der sogenannte Jurasitz. Die französischsprachige Minderheit im Wahlkreis
«Jura Bernois» verfügt über eine Sitzgarantie in der Berner Regierung. Dieser Sitz wird
daher mithilfe des so genannten geometrischen Mittels berechnet, indem die
Gesamtzahl aller Stimmen für eine Kandidatin oder einen Kandidaten im Kanton mit der
Stimmenzahl im Berner Jura multipliziert wird, um der regionalen Entscheidung mehr
Gewicht zu verleihen. Dieser Sitz lag seit 2016 in der Hand der SVP, seit ihn Pierre Alain
Schnegg bei den Ersatzwahlen 2016 von der SP erobert hatte. Die Sozialdemokraten
wollten den Sitz mit dem Kandidaten Christophe Gagnebin und dem Slogan «Schnegg
muss weg» zurückerobern. Schnegg betreibe eine «extreme Politik» und man wolle
seine «Abbaupolitik» verhindern, gaben die Parteien der SP und der Grünen Mitte
Januar bei der Lancierung ihres Wahlkampfes bekannt. Links-Grün trat entsprechend
mit einem Viererticket an, um die 2016 an die Bürgerlichen verloren gegangene
Regierungsmehrheit zurückzuerobern. Neben dem bisherigen Christoph Ammann (BE,
sp) sollten mit den beiden Nationalrätinnen Evi Allemann (sp, BE) und Christine Häsler
(gp, BE) nicht nur die durch die Rücktritte von Barbara Egger-Jenzer (BE, sp) und
Bernhard Pulver (BE, gp) vakant gewordenen Sitze gehalten, sondern mit Gagnebin eben
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auch der Jurasitz erobert werden. Der alt-Grossrat, Berufsschullehrer und
Gemeinderat aus Tramelan bekam allerdings Konkurrenz von Maurane Riesen (psa, BE),
ihres Zeichens Mitglied im Bernjurassischen Rat (CJB). Die projurassische Parti
Socialiste Autonome (PSA) würde Gagnebin wohl entscheidende Stimmen aus dem
linken Lager kosten, wurde in den Medien vermutet. Allerdings würden eher
projurassische linke Wählerinnen und Wähler dem berntreuen Gagnebin ihre Stimme
wohl sowieso verwehren, wurde gemutmasst. Riesen selber, die von der SP nicht
empfohlen wurde, gab zu Protokoll, dass sie nicht gegen Gangebin, sondern gegen
Schnegg antrete. 
Die Bürgerlichen schickten drei Bisherige ins Rennen: Neben Pierre-Alain Schnegg (BE,
svp) kandidierten Beatrice Simon (bdp, BE) und Christoph Neuhaus (BE, svp) für ein
neuerliches Mandat in der Berner Exekutive. Philippe Müller (BE, fdp) sollte für die FDP
den frei werdenden Sitz von Hans-Jürg Käser (BE, fdp) und die bürgerliche Mehrheit
verteidigen helfen. 
Nicht weniger als 16 Personen traten für die sieben Sitze in den Regierungsrat an. Eher
geringe Chancen räumte man den beiden Grossräten Michael Köpfli (BE, glp) und Hans
Kipfer (BE, evp) ein. Für Parteien, die nicht im kantonalen Parlament vertreten waren,
traten die fünf «Piraten», «Exoten» und «Paradiesvögel», wie sie «der Bund»
bezeichnete, an: Jorgo Ananiadis und Alfred Blaser von der Piratenpartei, Yannic
Nuoffer von der Pnos, Stefan Theiler von der «Swiss Rebel Force (SRF)» sowie Bruno
Moser von der «Nichtwählerpartei». Ihre Chancen tendierten gemäss Presse gegen null.
Moser hatte zuvor schon bei mehreren Wahlen erfolglos kandidiert, sein Name war aber
mit dem durch ihn erzwungenen zweiten Wahlgang bei den Ständeratswahlen 2015
dennoch in die Berner Geschichte eingegangen, wurde doch deswegen das Berner
Wahlrecht durch die sogenannte «Lex Moser» ergänzt. Diese besagt, dass nur noch zu
einem zweiten Wahlgang antreten darf, wer mindestens 3 Prozent des absoluten Mehrs
an Stimmen erhalten hat.
Während die Linke sich ganz auf Schnegg einschoss – er habe Bern zum unsozialsten
Kanton der Schweiz gemacht, führe den Kanton wie ein Unternehmen und betreibe eine
unmenschliche Abbaupolitik, so die Hauptkritik –, betonten die Bürgerlichen, dass sie
das Heil des Kantons auch künftig in Sparmassnahmen und Steuersenkungen suchen
wollten. In der Folge verlief der Wahlkampf laut Medien vergleichsweise lau
beziehungsweise «wenig prickelnd» (Bund vom 24.3.2018), so dass etwa die Weigerung
von Christoph Ammann, ein Smartvoteprofil erstellen zu lassen, schon fast als
Höhepunkt der medialen Wahlberichterstattung bezeichnet werden muss. Er vertrete
als Regierungsmitglied eine kollegiale und nicht eine persönliche Linie, war die
Begründung des amtierenden SP-Regierungsrates. In den verschiedenen
Podiumsdiskussionen gab es kaum persönliche Angriffe und praktisch alle
Beobachterinnen und Beobachter der Wahlen gingen von einem überraschungsfreien
Wahlausgang aus – mit einer Wiederwahl aller Bisherigen, der Wahl von Allemann,
Häsler und Müller und ergo dem Status Quo, was die parteipolitische Zusammensetzung
betrifft. Es sei eine «grosse Rochade ohne Auswahl» titelte etwa die Luzerner Zeitung. 

Die Auguren sollten recht behalten. Bei einer sehr geringen Wahlbeteiligung von 29.5
Prozent trat ein, was allgemein vermutet worden war: Die Bestätigung der vier
Bisherigen und die Wahl der drei Neuen, mit denen auch die bisherige Sitzverteilung
erhalten blieb. Wie schon vor vier Jahren holte Beatrice Simon kantonsweit die meisten
Stimmen (126'207), gefolgt von Christoph Ammann (118'757 Stimmen) und Christoph
Neuhaus (110'792 Stimmen). Nicht der vierte Bisherige Pierre-Alain Schnegg, der mit
97'051 Stimmen lediglich das siebtbeste Resultat erzielen konnte, sondern die Neuen
Evi Allemann (99'902 Stimmen), Philippe Müller (98'931) und Christine Häsler (98'428)
folgten auf den Plätzen. Schnegg erzielte insbesondere in der Stadt und der
Agglomeration Bern ein eher schlechtes Resultat, was in den Medien als Ausdruck eines
Stadt-Land-Grabens interpretiert wurde. Dennoch vermochte Schnegg gegenüber dem
Herausforderer Christophe Gagnebin (75'785 Stimmen) einen komfortablen Vorsprung
herauszuarbeiten. Maurane Riesen (26'002 Stimmen), die im Wahlkreis «Jura Bernois»
fast gleich viele Stimmen (3'430) erhielt wie Gagnebin (3'684 Stimmen), konnte genauso
wenig in die Entscheidung eingreifen wie Michael Köpfli (51'051 Stimmen) oder Hans
Kipfer (33'847 Stimmen). Die Zeitung «Der Bund» rechnete in einer Modellrechnung, in
welcher sie die Stimmen von Gagnebin und Riesen summierte, aus, dass die Chancen
der Linken, den Jurasitz zu erobern, mit einer Einheitskandidatur von SP und PSA wohl
intakt gewesen wären. Die restlichen fünf Kandidierenden erhielten alle weniger als
10'000 Stimmen. Der Angriff der Linken habe Schiffbruch erlitten, kommentierte die BZ
am Tag nach der Wahl. Die bürgerliche Mehrheit sei konsolidiert worden. 9
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Eidgenössische Wahlen

Bei den Nationalratswahlen 2015 im Kanton Bern buhlten 567 Kandidierende auf 26
Listen um die 25 Nationalratssitze. Damit hielt der Trend des zunehmenden Interesses
an einem Mandat auch im Kanton Bern an – 2011 waren es 545 Kandidierende, 2007 lag
die Zahl bei 514 und bei den Wahlen von 2003 bei 462. Die Anzahl der Listen war im
Vergleich zu 2011 (28 Listen) allerdings etwas zurückgegangen. Fast zwei Fünftel der
Kandidierenden waren Frauen (37.4%). Das Interesse an einem der Berner Mandate
schien vor allem bei Jungen gross zu sein: Noch nie, seit dieser Wert erhoben wird
(2003), lag der Altersschnitt der Bewerberinnen und Bewerber so tief wie 2015 (39.5
Jahre). Das jugendliche Interesse lässt sich auch daran ermessen, dass nicht weniger als
sieben Listen von Jungparteien stammten: Die SVP, die SP, die FDP, die Grünen, die
GLP und die EVP führten neben der Hauptliste auch eine Jugendliste. Die SP portierte
Kandidierende zudem auf einer Frauen- und einer Männerliste und trat mit einer Liste
mit Frankophonen auf. Auch die Grünliberalen präsentierten mit einer
Unternehmerliste neben der Haupt- und der Jugendliste eine dritte Auswahl. Die CVP,
unter dem Label „Die Mitte”, und die EDU traten ebenfalls mit jeweils zwei
verschiedenen Listen an. Komplettiert wurde der Reigen mit der PdA, der Piratenpartei,
den SD, dem Alpenparlament und einer Einerliste. 

Wie in zahlreichen anderen Kantonen wurde auch im Kanton Bern eine
Listenverbindung auf der linken Seite vereinbart – allerdings nur zwischen SP und GP,
also ohne die PdA. In der Mitte schlossen sich die BDP, die GLP, die CVP und die EVP
zusammen. Die SVP verband sich mit dem Alpenparlament (AP), einer Gruppierung aus
dem Berner Oberland, die von ehemaligen Schweizer Demokraten organisiert wird. In
der Presse wurde gemutmasst, dass die Verbindung der SVP mit dem etwas dubiosen
Partner ein Freundschaftsdienst sei, weil sich das AP jeweils hilfreich beim Sammeln
von Unterschriften für SVP-Initiativbegehren zeige. Ganz rechts verbanden sich die EDU
und die SD. Keine Verbindung ging die FDP ein. 
Die Wahlen in Bern verhiessen auch deshalb Spannung, weil der Kanton einen Sitz
weniger zugesprochen erhielt als noch bei den Wahlen 2011. Im Vorfeld der Wahlen
wurde darüber spekuliert, welche Partei diesen Sitz am ehesten verlieren würde. Am
verletzlichsten schienen die Grünen, die ihren 2011 eroberten dritten Sitz einem
Überhangsmandat verdankten. Erschwerend kam für die GP hinzu, dass zwei ihrer drei
Mandate erst kürzlich neu besetzt worden waren. Aline Trede (gp, BE) hatte die in die
Berner Stadtregierung gewählte Franziska Teuscher (BE, gp) 2013 ersetzt und Christine
Häsler (gp, BE) war gar erst seit 2014 für Alec von Graffenried (gp, BE) nachgerutscht.
Häsler wurde gleichzeitig auch als  Ständeratskandidatin portiert; somit – so mutmasste
die Presse – sollten ihre Chancen verbessert und ihre nur kurze Erfahrung im Parlament
wett gemacht werden, damit der dritte Sitz der Grünen verteidigt werden könne. Für
Wirbel um die GP hatte zudem die Nicht-Nomination des ehemaligen Zuger
Nationalrates Jo Lang geführt, der mittlerweile in Bern wohnte. Zittern musste auch die
BDP, die bei den kantonalen Wahlen 2014 zu den grossen Verliererinnen gehört hatte
und grosse Wählerverluste hinnehmen musste. Nicht wenige vermuteten, dass dies die
BDP auch bei den eidgenössischen Wahlen mindestens einen Sitz kosten werde. Auch
die Bürgerlich-Demokraten hatten zudem kurz vor Legislaturende noch einen
Mandatswechsel zu verzeichnen: Heinz Siegenthaler (bdp, BE) war Ende 2014 für Ursula
Haller (bdp, BE) nachgerutscht. Für die bei den Grossratswahlen erfolgreiche SVP
könnte sich das fehlende Mandat ebenfalls negativ auswirken, war sie doch die einzige
Partei, die gleich zwei Rücktritte verkraften musste. Rudolf Joder (svp, BE) durfte wegen
parteiinterner Amtszeitbeschränkung nicht mehr und Jean-Pierre Graber (svp, NR), der
2015 für Hansruedi Wandfluh (svp, BE) nachgerückt war, wollte nicht mehr antreten.
Freilich gingen die meisten Beobachter davon aus, dass die SVP eher wieder zulegen
werde. Für Wirbel sorgte kurz vor den Wahlen der angekündigte Rücktritt zweier SP-
Regierungsräte, der kantonale Ersatzwahlen nötig machte, die für 2016 vorgesehen
waren. Weil durch einen der beiden Rücktritte der so genannte Jurasitz frei wurde,
wurde spekuliert, ob die Besetzung der ersten beiden SVP-Listenplätze mit zwei
Bernjurassiern eine Referenz an den französischsprachigen Kantonsteil darstelle. Für
Schlagzeilen sorgte zudem die Negativkampagne einer aus bürgerlichen Politikern
bestehenden „Interessengemeinschaft Arbeitsplätze im Berggebiet (IG AIB)”, die gegen
die SP-Nationalrätin Margret Kiener Nellen (sp, BE) gerichtet war. Kiener Nellen war
2014 wegen legaler Steuerdeals in den Fokus der Medien geraten. 

Als Wahlsiegerin im Kanton Bern konnte sich die SVP feiern lassen, die einen Sitz
gewinnen und ihren Wähleranteil wieder weit über 30% anheben konnte. Mit den 33.1%
(2011: 29.0%) Wähleranteil und den neun Sitzen (2011: 8) war die Volkspartei in Bern
wieder fast so stark wie vor der Abspaltung der BDP (2007: 10 Sitze und 33.6%). Mit
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Manfred Bühler (svp, BE) wurde nach vierjährigem Unterbruch wieder ein Bernjurassier
in den Nationalrat gewählt. Dass dies 2011 erstmals nicht mehr der Fall gewesen war,
hatte einige Diskussionen und Vorstösse um die adäquate Vertretung von sprachlichen
Minderheiten im Nationalrat ausgelöst. Der Sitzgewinn der SVP ging auf Kosten der BDP,
die einen Sitz abgeben musste. Es war just der Sitz des erst jüngst nachgerutschten
Kantonalpräsidenten Heinz Siegenthaler, der damit abgewählt wurde. Die BDP verfügte
neu über 3 Sitze und weiss noch 11.8% der Wählerschaft hinter sich (2011: 14.9%). Zu
den Verlierern gehörten auch die Grünen, die mit der Abwahl von Aline Trede für den
Mandatsverlust des Kantons Bern bezahlten. Der Verlust von 0.9 Wählerprozenten (neu
8.5%) war zu gross, um den Sitz halten zu können. Dass Aline Trede und nicht Christine
Häsler abgewählt worden war, wurde auch auf die – erfolglose – Ständeratskandidatur
von Häsler zurückgeführt. Die restlichen Parteien konnten ihre Sitze mit dem bisherigen
Personal halten: Die SP blieb mit 6 Sitzen und 19.7% Wähleranteil (2011: 19.3%)
zweitstärkste Partei. Auch die FDP (9.3%; 2011: 8.7%), die GLP (6.0%; 2011: 5.3%) und
die EVP (4.3%; 2011: 4.2%) konnten ihre Wählerbasis zwar leicht verbreitern, blieben
aber auf je zwei (FDP, GLP) bzw. einem Mandat (EVP) sitzen. Die GLP musste lange
zittern, bis die Verteidigung dieses zweiten Sitzes unter Dach und Fach war, und die
FDP trauerte mit Blick auf die anderen Kantone einer verpassten Chance nach. Die
Presse mutmasste, dass die Ständeratskandidatur der als eher linksliberal geltenden
Claudine Esseiva (BE, fdp) ein Fehler gewesen sei. Allerdings verteidigte Christa
Markwalder (fdp, BE) ihren Sitz trotz negativer Presse im Vorfeld der Wahlen aufgrund
der so genannten Kasachstan-Affäre relativ souverän. Abgeschlagen waren die EDU
(2.8%) und die CVP (1.8%), die ihre 2007 verlorenen Sitze erneut nicht zurückerobern
konnten. Mit der Abwahl von Aline Trede (gp, BE) wird der Kanton Bern noch von 10
Frauen vertreten (2 SVP, 3 SP, 0 BDP, 1 FDP, 2 GP, 1 GLP, 1 EVP). Die Wahlbeteiligung lag
im Kanton Bern mit 49.1% etwas tiefer als noch vor vier Jahren (50.4%). 10

Obwohl der Kanton Bern aufgrund seines unterdurchschnittlichen
Bevölkerungswachstums bei den Nationalratswahlen 2019 schon zum zweiten Mal in
Folge ein Mandat in der Grossen Kammer abgeben musste, bewarben sich dieses Jahr
deutlich mehr Personen auf einen der verbliebenen 24 Sitze als vor vier Jahren. Unter
den total 651 Kandidierenden waren auch 274 Frauen gemeldet. Damit war der
Frauenanteil ebenfalls höher als 2015 (2019: 42.1%; 2015: 37.4%). Die Anzahl der
Wahllisten stieg von 26 auf 34.

Bei den letzten Nationalratswahlen hatte sich die SVP nach ihrem Sitzgewinn als
Wahlsiegerin feiern lassen können. Je einen Sitz verloren hatten damals die BDP und
die Grünen. Während der vergangenen Legislatur waren die Berner Nationalratssitze
somit wie folgt auf die Parteien verteilt: 9 SVP, 6 SP, 3 BDP, 2 FDP, 2 Grüne, 2 GLP, 1
EVP.  Aufgrund des Mandatsverlustes war schon von Beginn weg klar, dass mindestens
eine Partei einen Sitz verlieren würde. Die beiden Parteien welche im Vorfeld am
stärksten gefährdet schienen, waren die SVP und die BDP. Die Volkspartei hatte 2015
Proporzglück gehabt und den Sitzgewinn nur dank einem Überhangmandat geschafft.
Auf kantonaler Ebene hatte die SVP seither Federn lassen müssen, auch weil sie bei den
Grossratswahlen 2018 drei Sitze verloren hatte. Keine wirkliche Hilfe waren der Partei
die Listenverbindungen – sie verband sich einzig mit der Liste «Gesundheit-Energie-
Natur». Ausserdem musste die Volkspartei einen gewichtigen Abgang verkraften: Der
langjährige Nationalrat Adrian Amstutz wurde Opfer der parteiinternen
Amtszeitbeschränkung. Zwar hatten die SVP-Delegierten eigens eine «Lex Amstutz»
beschlossen, die es erlaubt hätte die Beschränkung in einzelnen Fällen zu lockern. Doch
Amstutz entschied sich trotz dieser Sonderregel, nicht erneut zu kandidieren. Auch die
BDP musste bei den diesjährigen Wahlen auf bekannte Parteigrössen verzichten. Neben
dem Rücktritt von Werner Luginbühl aus dem Ständerat kündigte auch Hans Grunder im
Frühjahr an, im Oktober nicht erneut kandidieren zu wollen. Schon während der
Legislatur war Urs Gasche aus dem Rat geschieden. Ohne ihre langjährigen Zugpferde
musste die BDP um ihre drei Sitze bangen. Die Hoffnungen ruhten im Wahljahr deshalb
vor allem auf Beatrice Simon. Zusätzlich zu ihrer Ständeratskandidatur figurierte die
bekannte Berner Finanzdirektorin auch auf der BDP-Nationalratsliste als
Wahllokomotive. Da in Bern ein Doppelmandat in der kantonalen Regierung und im
nationalen Parlament verboten ist, hätte Simon im Falle eines Einzuges ins
Bundesparlament ihr Regierungsratsmandat abgeben müssen. Da der Posten in der
Regierung gemeinhin als erstrebenswerter angesehen wird, wurde Simon von
politischen Gegnern vorgeworfen, sie täusche die Wähler, denn sie habe gar nicht vor,
eine Wahl in den Nationalrat anzunehmen. Stattdessen habe sie sich nur aufstellen
lassen, um der BDP-Liste zu mehr Stimmen zu verhelfen. Simon beteuerte jedoch, dass
sie auch eine Wahl in den Nationalrat annehmen würde. Dies wiederum stiess den
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Bürgerlichen sauer auf, da sie dadurch die 2018 mühselig erkämpfte bürgerliche
Mehrheit im Berner Regierungsrat bedroht sahen. Relativ ungefährdet schienen die
sechs Sitze der SP zu sein. Die Sozialdemokraten waren bei den Kantonsratswahlen 2018
als Sieger hervorgegangen (+5 Sitze). Zwar hatte auch die SP einen Rücktritt zu
vermelden – für Margret Kiener Nellen war wegen der Amtszeitbeschränkung Ende der
Legislatur Schluss – doch die national bekannte ehemalige Juso-Chefin Tamara
Funiciello sprang in die Bresche. Auch dieses Jahr führte die SP eine separate Frauen-
und Männerliste. Bisher waren auf beide Listen je drei Nationalratssitze abgefallen.
Doch aufgrund der starken Frauenliste wurde gemutmasst, dass die SP-Frauen ihren
männlichen Kollegen einen Sitz wegschnappen könnten. Die männlichen SP-Vertreter,
allen voran Adrian Wüthrich, der erst während der Legislatur für den verstorbenen
Alexander Tschäppät nachgerutscht war, mussten daher um ihre Wiederwahl bangen.
Obwohl in Bern ein Sitz weniger zu vergeben war, peilten 2019 einige Parteien einen
Sitzgewinn an. Die FDP, ermutigt durch ihre drei Sitzgewinne bei den
Kantonsratswahlen 2018, hatte sich 11 Prozent Wähleranteil und einen dritten Sitz als
Ziel gesetzt. Sie ging dafür aber keine überparteiliche Listenverbindung ein. Die CVP
strebte derweil nach achtjährigem Unterbruch ihre Rückkehr in den Nationalrat an.
Dafür ging sie eine breite Mitte-Verbindung mit den Listen der GLP, EVP, BDP und den
Piraten ein. Als aussichtsreichster CVP-Kandidat galt der Stadtberner
Sicherheitsdirektor Reto Nause. Ebenfalls nach achtjähriger Absenz in die Grosse
Kammer zurückkehren wollte die EDU. Um die dazu nötigen Wählerprozente zu
erreichen, verband sich die EDU mit sechs teilweise recht skurrilen Listen («Schweizer
Demokraten», «Die Musketiere», «Landliste», «Partei der unbegrenzten
Möglichkeiten», «5G ade!» und «JutziPhilipp.com»). Durch dieses breite Bündnis der
Kleinsten wurden der EDU und ihrem Spitzenkandidat Andreas Gafner tatsächlich gute
Chancen für den Einzug in den Nationalrat eingeräumt. Da das Thema der Stunde, die
Klimapolitik, im Wahlkampf allgegenwärtig war, gehörten auch die Grünen und die
Grünliberalen zu den Anwärtern auf einen Sitzgewinn. Beide Parteien wussten national
bekannte Zugpferde in ihren Reihen – die Parteipräsidentin der Grünen Schweiz Regula
Rytz, der Präsident der GLP Schweiz Jürg Grossen und die Co-Präsidentin der
Frauendachorganisation «alliance F» Kathrin Bertschy (GLP). Bei den Grünen hoffte
zudem die bisherige Nationalrätin Aline Trede darauf, dieses Mal den Einzug ins
Parlament auf Anhieb zu schaffen, nachdem sie schon zwei Mal für aus dem Rat
scheidende Parteikollegen nachgerutscht war. Während die GLP in der Mitteverbindung
Unterschlupf fand, verbanden die Grünen ihre Listen mit der SP und der Partei der
Arbeit (PdA).

Der Wahlsonntag brachte unerwartet grosse Verschiebungen. Die grossen Wahlsieger
waren die Grünen und die Grünliberalen. Erstere bauten ihren Wähleranteil gegenüber
2015 um 5.1 Prozentpunkte aus (neu 13.6%) und gewannen zwei Sitze dazu. Neben Rytz
und Trede zogen auch Christine Badertscher und Kilian Baumann in den Nationalrat ein.
Die GLP vergrösserte ihren Wähleranteil um 3.7 Prozentpunkte (neu 9.7%), was für
einen Sitzgewinn reichte. Melanie Mettler schaffte den Einzug ins Parlament zusammen
mit den Bisherigen Grossen und Bertschy. Anders als die CVP, die ihren angestrebten
Wiedereinzug in den Nationalrat verpasste, holte sich die EDU einen Sitz. Ihre Strategie
der Listenverbindungen mit zahlreichen Kleinstgruppierungen war damit aufgegangen.
Zwar verpasste sie die vier-Prozent-Marke ganz knapp, doch sie sicherte sich ein
Überhangsmandat, womit der EDU-Spitzenkandidat Andreas Gafner ins Parlament
einzog. Keine Verschiebungen gab es bei der FDP und der EVP: Die bisherigen Christian
Wasserfallen (FDP), Christa Markwalder (FDP) und Marianne Streiff (EVP) wurden
wiedergewählt. Ein Debakel waren die Wahlen hingegen für die SP, die SVP und die BDP.
Die Sozialdemokraten verloren 2.9 Prozentpunkte ihres Wähleranteils (neu 16.8%) und
dazu gleich zwei Sitze, wobei hauptsächlich die SP-Männer unter die Räder kamen. Von
der Männerliste schaffte einzig Matthias Aebischer die Wiederwahl, Adrian Wüthrich
und Corrado Pardini verpassten ihre Wiederwahl. Die SP-Frauen hielten ihre drei Sitze.
Tamara Funiciello ersetzte Kiener Nellen und zog neben Nadine Masshardt und Flavia
Wasserfallen in die Grosse Kammer ein. Die SVP (-3.1 Prozentpunkte, neu 30.0%)
musste ebenfalls den Verlust von zwei Nationalratssitzen hinnehmen. Zusätzlich zum
Rücktritt von Amstutz wurde noch Manfred Bühler abgewählt. Damit schied der einzige
Vertreter des französischsprachigen Berner Jura aus dem Nationalrat. Für die SVP
verblieben Albert Rösti, Andreas Aebi, Nadja Pieren, Erich von Siebenthal, Erich Hess
und Andrea Geissbühler im Rat. Lars Guggisberg rutschte ausserdem für den Neo-
Ständerat Werner Salzmann in den Nationalrat nach. Den grössten Wähleranteilverlust
(-3.8 Prozentpunkte, neu 8.0%) erlitt die BDP. Trotzdem verlor sie «nur» einen ihrer
drei Sitze. Neben Lorenz Hess schaffte auch Beatrice Simon die Wahl. Nach ihrer
erfolglosen Ständeratskandidatur verzichtete sie allerdings – entgegen ihren
Ankündigungen im Wahlkampf – auf ihr Nationalratsmandat und blieb stattdessen
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Regierungsrätin. Der Bisherige Heinz Siegenthaler rutschte für sie nach. Die
Zusammensetzung der Berner Nationalratsdelegation lautet somit neu: 7 SVP, 4 SP, 4
GP, 3 GLP, 2 FDP, 2 BDP, 1 EVP und 1 EDU. Die Stimmbeteiligung fiel im Vergleich zu 2015
um 1.7 Prozentpunkte auf 47.4 Prozent. 11

Wirtschaft

Landwirtschaft

Landwirtschaft

Le député Heinz Siegenthaler (pad, BE) souhaite que la construction de serres sur les
surfaces d'assolement soit autorisée dans le futur, sans avoir besoin de compenser les
terres utilisées. Ceci serait soumis à la condition que les terres continuent d'être
régulièrement cultivées et qu'elles ne soient pas imperméabilisées. Heinz Siegenthaler
estime, en effet, que la production sous serre permet d'augmenter la sécurité
alimentaire du pays et ne devrait pas être entravée de la sorte. L'argument phare du
député PBD, consistant à dire que les sols ne perdent pas en qualité lors de
l'installation d'une serre à la structure légère est remis en question par le Conseil
fédéral, Simonetta Sommaruga relevant qu'une étude de la Haute école spécialisée
zurichoise, mandatée par l'Office fédéral de l'environnement, investigue précisément
cet aspect. Les résultats n'arrivant pas avant la fin de l'année, la conseillère fédérale
socialiste propose aux parlementaires de refuser cette motion, en attendant d'en savoir
plus. 
Contre l'avis du Conseil fédéral, une majorité d'élu.e.s accepte, malgré tout, la motion
Siegenthaler (100 voix contre 84). 12

MOTION
DATUM: 19.09.2019
KAREL ZIEHLI

Agrarprodukte

L'initiative parlementaire Gilli (verts, SG) n'a trouvé que peu de soutien parmi les
député.e.s (18 voix contre 139 et 29 abstentions provenant toutes du camps socialiste).
Seul le groupe des Verts a soutenu à l'unanimité le texte repris, entre temps, par la
bernoise Christine Häsler (verts, BE). L'initiative proposait que les fraudes alimentaires
soient plus lourdement sanctionnées, alors qu'aujourd'hui les amendes s'élèvent à CHF
40'000 au maximum. 
La chambre du peuple a donc suivi la CSSS-CN qui s'était exprimée contre l'adoption de
cette proposition, faisant remarquer que cet aspect avait été nouvellement adapté
dans le cadre de la révision totale de la loi sur les denrées alimentaire (LDAI). De plus, la
commission estimait que le panel de sanctions était suffisant, ce genre d'infractions
pouvant être poursuivies par le code pénal (CP). 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.05.2016
KAREL ZIEHLI

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Oktober 2019 entschied sich die WAK-NR äusserst knapp mit 13 zu 12 Stimmen,
ihrem Rat die Rückweisung des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer
bezüglich einer ausgewogenen Paar- und Familienbesteuerung an den Bundesrat zu
empfehlen. Die Vorlage trage den gesellschaftlichen Entwicklungen nicht Rechnung und
zementiere das geltende System, kritisierte die Kommissionsmehrheit. Eine Minderheit
Ritter (cvp, SG) erachtete jedoch die Lösung des Problems als Verantwortung des
Parlaments und betonte, dieses könne die nötigen Änderungen ja im Rahmen der
Beratung vornehmen; eine Rückweisung nach 35-jähriger Vorarbeitszeit hingegen
«grenze an Arbeitsverweigerung», kritisierte Ritter in der Ratsdebatte. Nach einer
neuerlichen Grundsatzdebatte zu den Fragen, welches Familienmodell gefördert werde
respektive gefördert werden solle, ob sozialpolitische Überlegungen in einem
steuerpolitischen Geschäft überhaupt relevant seien und ob solche Überlegungen eine
neuerliche Verzögerung rechtfertigten, folgte der Nationalrat mit 113 zu 80 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) dem Antrag der Kommissionsmehrheit und wies das Geschäft an den
Bundesrat zurück. Grösstenteils stimmten die Fraktionen geschlossen: Die SP-, die
FDP.Liberalen-, die Grünen- und die Grünliberale-Fraktion sprachen sich geschlossen
für die Rückweisung aus, die SVP-Fraktion geschlossen dagegen. Einzig in der Mitte-
Fraktion scherten die drei BDP-Nationalräte Lorenz Hess (bdp, BE), Martin Landolt (bdp,
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GL) und Heinz Siegenthaler (bdp, BE) aus und sprachen sich ebenfalls für die
Rückweisung aus. 14

Voranschlag

Der Nationalrat behandelte den Voranschlag 2019 in der Wintersession 2018 als
Erstrat. Die Mehrheit der FK-NR hatte entschieden, die Ausgaben im Voranschlag
gegenüber dem bundesrätlichen Vorschlag um 60 Mio. zu reduzieren. Den grössten Teil
dieser Differenz wollte die Kommission durch Kürzungen in der Höhe von CHF 45 Mio.
bei der Sozialhilfe für Asylsuchende, vorläufig Aufgenommene und Flüchtlinge erzielen;
diese Einsparungen könnten erreicht werden, wenn die aktuelle, sinkende Zahl an
Asylgesuchen berücksichtigt werde, erklärte die Kommission. Zusätzliche Finanzierung
sah die Kommission für das Grenzwachtkorps vor, das mit CHF 2.8 Mio. 44 neue Stellen
finanzieren sollte; dieser Betrag sollte jedoch departementsübergreifend beim Personal
kompensiert werden. 
Daneben lagen 54 Minderheitsanträge vor, von denen die meisten von der SVP- und der
SP-Fraktion stammten und nur vereinzelte erfolgreich waren. Die Stossrichtung dieser
Anträge widerspiegelt sich deutlich in den Voten der Fraktionssprechenden in der
allgemeinen Debatte: Während Franz Grüter (svp, LU) für die SVP «zur Vorsicht im
Umgang mit den Staatsfinanzen» mahnte und wie zahlreiche weitere Votantinnen und
Votanten der bürgerlichen Parteien den begrenzten finanziellen Handlungsspielraum
des Bundes hervorhob, erachtete Samuel Bendahan (sp, VD) als Vertreter der SP-
Fraktion die aktuelle Situation als Chance für Investitionen in die Zukunft. 
Der Nationalrat behandelte den Voranschlag 2019 in sechs Blöcken. Die SVP bemühte
sich mit ihren Minderheitsanträgen zum Beispiel um Kürzungen oder zumindest um
einen Verzicht auf Erhöhungen bei den Personalkosten, bei Beratung und
Auftragsforschung über alle Departemente hinweg, beim Bundesamt für Energie, beim
Generalsekretariat des VBS, beim Bundesamt für Kultur oder beim BFS. Nach dem
starken Anstieg in den letzten Jahren brauche es zudem eine «massvolle Dämpfung»
durch eine Plafonierung der Ausgaben für die internationale Zusammenarbeit, beim
EDA und bei der Entwicklungshilfe, erklärte Peter Keller (svp, NW). Zudem wurde eine
vollständige Streichung des Aufwands des Eidgenössischen Büros für die Gleichstellung
von Frau und Mann gefordert. Alle aufgezählten Anträge wurden abgelehnt.
Die Mitglieder der SP-Fraktion beantragten in ihren Minderheitsanträgen, auf die
Querschnittskürzungen beim Sach- und Betriebsaufwand, welche die Mehrheit der FK-
NR vorgeschlagen hatte, zu verzichten. Weitere Anträge auf zusätzliche Finanzierung
oder auf einen Verzicht auf Reduktion wurden unter anderem im Bereich der
Entwicklungszusammenarbeit, beim Funktionsaufwand des Gleichstellungsbüros, beim
BSV-Globalbudget oder beim Verteidigungsbudget gestellt. Philipp Hadorn (sp, SO)
beantragte, die Zahlen für die Sozialhilfe für Asylsuchende und vorläufig Aufgenommene
auf die neue Formel des SEM zu stützten, anstatt die aktuellen Zahlen des laufenden
Jahres zu verwenden. Bereits in der Debatte zum Voranschlag 2017 hatte die FK-NR
darauf verzichtet, die neu entwickelten Kennzahlen zu verwenden. Schliesslich
beantragte eine Minderheit Meyer (sp, ZH), die zusätzlichen Stellen für das
Grenzwachtkorps ohne Kürzungen bei anderen Departementen zu verwirklichen. Auch
diese Anträge scheiterten allesamt. Erfolgreich waren die Anträge der SP hingegen
bezüglich Bildung und Forschung. Hier reichte die SP-Fraktion acht Anträge ein, mit
denen das Budget in Übereinstimmung mit dem Mitbericht der WBK-NR wieder dem
Niveau der BFI-Botschaft 2017-2020 angepasst werden sollte. Umstritten war dabei vor
allem die Frage, ob diese neuen Beträge in Übereinstimmung mit der Motion Dittli (fdp,
UR; Mo. 16.3705) teuerungsbereinigt seien, wie Ursula Schneider Schüttel (sp, FR)
argumentierte, oder ob dadurch die Teuerungsbereinigung, die
departementsübergreifend vorgenommen worden war, im Bildungsbereich wieder
rückgängig gemacht werde, wie Finanzminister Maurer beteuerte. Bis auf einen wurden
alle Anträge betreffend das WBF angenommen. 
Anträge erfolgten auch durch Mitglieder der übrigen Fraktionen, auch sie waren jedoch
grösstenteils erfolglos. Angenommen wurde jedoch ein Minderheitsantrag Bigler (fdp,
ZH), der den Funktionsaufwand der Eidgenössischen Finanzkontrolle (EFK) verglichen
mit dem bundesrätlichen Vorschlag um CHF 1.97 Mio. kürzen wollte. Der Bundesrat
hatte den Funktionsaufwand um 10 Prozent aufgestockt, damit die EFK ihren
Personalbestand um 10 Vollzeitstellen ausbauen kann. Die EFK ist laut
Finanzkontrollgesetz das oberste Aufsichtsorgan des Bundes und überwacht unter
anderem die finanzielle Führung der Bundesverwaltung. Sie sei mit den
Untersuchungen und Prüfungen unter anderem bezüglich der Bürgschaften für
Hochseeschiffe, der Ruag und dem Mandat der Finanzdelegation zur Governance der
Arbeitslosenversicherung überlastet, hatte die EFK erklärt. Der Antragssteller warf

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.11.2018
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.21 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



diesbezüglich jedoch die Frage auf, ob man wirklich eine «eigentliche
Überwachungsbehörde» wolle. Mit dem bisherigen Personalbestand sei ein
«priorisiertes Controlling» durchaus möglich, zumal es der EFK – mit Verweis auf die
Abstimmung zur Unternehmenssteuerreform III und zur Debatte zu den
Waffenexporten – bereits jetzt möglich sei, «kaum gesetzeskonforme Stellungnahmen
zu politischen Geschäften abzugeben». Albert Vitali (fdp, LU) betonte als Vizepräsident
der Finanzdelegation (FinDel) die einstimmige Unterstützung Letzterer für den Antrag
der Eidgenössischen Finanzkontrolle auf mehr Ressourcen für ihre Kontrolltätigkeit.
Diskussionen zum Rollenverständnis und zur Kommunikation der EFK seien nicht im
Rahmen der Budgetdebatte vorzunehmen; die FinDel werde dies mit der EFK in Kürze
diskutieren. Mit 111 zu 77 Stimmen setzten sich die SVP-Fraktion, Mehrheiten der FDP-
und der CVP-Fraktion sowie ein Mitglied der BDP-Fraktion durch und verwarfen die
Erhöhung. 
Erfolgreich war auch ein Antrag Gschwind (cvp, JU) für eine Erhöhung des
Bundesbeitrags für das Alpine Museum Schweiz  2019 sowie in den Finanzplanjahren. In
der Antwort auf die Interpellation Engler (cvp, GR; Ip. 18.3543) habe der Bundesrat die
Bedeutung des Museums anerkannt, argumentierte Gschwind. Nun solle die
Vernetzungsarbeit nicht nur mit CHF 250'000, sondern zusätzlich mit CHF 530'000
unterstützt werden. 

«Mit dem Budget werden die Finanzen gesteuert», betonte Heinz Siegenthaler (bdp, BE)
im Rahmen der Budgetdebatte. Dass dies nicht ausschliesslich der Fall ist, liegt am
neuen Führungsmodell für die Bundesverwaltung (NFB), das die Steuerung der
Verwaltungseinheiten durch eine Kombination aus Globalbudgets und
Leistungsinformationen im Rahmen des Voranschlags und des Finanzplans erlaubt. So
erfreuten sich die Sollwerte, die im Rahmen der Planungsgrössen im Voranschlag
festgelegt werden können, in betreffendem Jahr grosser Beliebtheit. Die Mehrheit der
Finanzkommission schlug vor, als neues Ziel für die Bundeskanzlei eine Überprüfung der
ausserparlamentarischen Kommissionen festzulegen. Die Bundeskanzlei solle diese
Kommissionen anhand der Kriterien «ausgewiesene Notwendigkeit» und «effektiv
nachgewiesene Subsidiarität» beurteilen und ihre Anzahl im nächsten Jahr um
mindestens 10 Prozent reduzieren. Allgemein kritisierte Heinz Siegenthaler dieses
Vorgehen deutlich: Verwaltungsakte seien nicht Aufgabe der Finanzpolitik, erklärte er.
In diesem Falle komme hinzu, dass die Bundeskanzlei – wie auch Finanzminister Maurer
betonte – diesbezüglich gar keine Entscheidungskompetenz habe und dieses Ziel daher
gar nicht erreichen könne. Dennoch folgte der Nationalrat dem Mehrheitsantrag und
stimmte der Sollgrösse mit 106 zu 88 Stimmen gegen den Widerstand von SP, Grünen,
BDP und der Mehrheit der CVP zu. 
Ebenso umstritten war die Frage, ob die durchgeführten Personalbeurteilungen in der
Bundesverwaltung zukünftig als Sollwert einer Normalverteilung folgen müssen, wie es
die FK-NR forderte. Thomas Weibel (glp, ZH) erklärte das Anliegen zwar für
unterstützungswürdig, kritisierte aber die «Hauruck-Übung» der Kommission. Barbara
Gysi (sp, SG) kritisierte die «komische Forderung», gemäss der man gleich viele
schlechte wie gute Mitarbeitende haben müsse. Auch hier waren die Proteste jedoch
nicht von Erfolg gekrönt, mit 118 zu 76 Stimmen stimmte der Nationalrat dem
Mehrheitsantrag der Kommission zu. 
Schliesslich schlug die Finanzkommission mit 16 zu 8 Stimmen (bei 1 Enthaltung) vor, es
dem SEM als Ziel aufzuerlegen, bis zum 31. Dezember 2020 ein
Rückübernahmeabkommen mit Eritrea abzuschliessen. Während Kommissionssprecher
Thomas Müller (svp, SG) die Meinung vertrat, man müsse – wie im Fussball – mit einer
«klaren Zielsetzung in den Match gehen», um zu gewinnen, hielt Alois Gmür (cvp, SZ) im
Namen der Minderheit fest, dass dieses Ziel «völlig aus der Luft gegriffen» sei. Eritrea
habe noch mit keinem Land ein solches Abkommen abgeschlossen. Zudem sei nicht
klar, welche Konsequenzen ein Nichterreichen des Ziels habe. Mit 99 zu 92 Stimmen
setzten sich die geschlossen stimmenden SVP- und FDP-Fraktionen mit Unterstützung
je eines Mitglieds der CVP und der BDP auch hier durch. 
Doch nicht nur die bürgerliche Mehrheit der FK-NR, auch Mitglieder der SP-Fraktion
beabsichtigten die Nutzung des Instruments der Sollwerte: Eine Minderheit Kiener
Nellen (sp, BE) wollte die eidgenössische Steuerverwaltung über die Planungsgrössen in
zwei Anträgen dazu verpflichten, sowohl für die Verrechnungssteuer als auch für die
Mehrwertsteuer mehr Steuerinspektionen vor Ort vorzunehmen. Beide Anträge fanden
jedoch nur bei den Mitgliedern der SP, der Grünen und der EVP Unterstützung. 

Nach dreitägiger Debatte verabschiedete die grosse Kammer den Voranschlag 2019 mit
126 zu 60 Stimmen (bei 7 Enthaltungen). Wie bereits im Jahr zuvor lehnte die Mehrheit
der SVP-Fraktion das Budget ab. Der Voranschlag beinhaltete in dieser Version einen
Überschuss von CHF 1.209 Mrd. und einen strukturellen Überschuss von 915 Mio., wies

01.01.65 - 01.01.21 13ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



also um CHF 54 Mio. höhere Ausgaben auf als die Version des Bundesrates und um CHF
121 Mio. höhere als die Version der FK-NR. 15

Im Differenzbereinigungsverfahren zum Voranschlag 2019 gelang es den beiden Räten,
bis auf eine Position alle Differenzen zu bereinigen. Der Nationalrat kam bis zum
Schluss des Differenzbereinigungsverfahrens dem Ständerat bei den Differenzen zur
Landwirtschaft, zum Eidgenössischen Hochschulinstitut für Berufsbildung, beim
Zivildienst und beim Sach- und Betriebsaufwand in den Finanzplanjahren entgegen –
bezüglich des Sach- und Betriebsaufwands im budgetierten Jahr hatte zuvor der
Ständerat eingelenkt. Auch sämtliche beabsichtigten Änderungen der Sollwerte gab der
Nationalrat auf. Der Ständerat folgte seinerseits dem Nationalrat bei den von der
grossen Kammer vorgeschlagenen Kürzungen bei der Sozialhilfe für Asylsuchende,
vorläufig Aufgenommene und Flüchtlinge und bei der Erhöhung der Beiträge an
Forschungseinrichtungen von nationaler Bedeutung. Beim BAG wollte der Nationalrat
den Funktionsaufwand, mit dem der Beizug von externen Sachverständigen finanziert
wird, um CHF 1.4 Mio. oder 9 Prozent des gesamten Funktionsaufwandes kürzen. Trotz
verschiedenster Wortmeldungen gegen diese Änderung – unter anderem auch durch
den Finanzminister, der die Aufstockung der Position durch den Bundesrat als
«Quittung für Hunderte von Vorstössen und Programmen zur Überwachung, die Sie
fordern» bezeichnet hatte –, lenkte der Ständerat diesbezüglich ein. Das BAG erhielt
folglich CHF 1.4 Mio. weniger, als vom Bundesrat veranschlagt. 
Nicht einig wurden sich die Räte einzig bezüglich der beantragten Aufstockung des
Globalbudgets der Finanzkontrolle. Während der Ständerat mit Verweis auf ihre
ausgewiesene Notwendigkeit einstimmig auf der Aufstockung beharrte, wurde das
Thema im Nationalrat mehrfach diskutiert. Insbesondere Barbara Kiener Nellen (sp, BE)
und Heinz Siegenthaler (bdp, BE) machten sich im Namen der Minderheit für eine
Aufstockung stark: Der Mehraufwand der EFK sei erwiesen, die EFK reduziere
gleichzeitig ihren Sach- und Betriebsaufwand um CHF 240'400 und die
Stellenaufstockung werde sich selber finanzieren, argumentierten sie. Als wahren
Grund für die Ablehnung der Aufstockung vermuteten sie jedoch eine «Trötzelei»
(Siegenthaler), «Retourkutsche» (Kiener Nellen) oder «Strafaktion» (beide) gegen
unliebsame Botschaften der EFK. Dem widersprachen verschiedene Mitglieder der SVP-
und der FDP-Fraktion: Franz Grüter (svp, LU) erklärte für die SVP, die 108 Vollzeitstellen
reichten für die EFK aus. Albert Vitali (fdp, LU) hingegen schloss eine Aufstockung nicht
gänzlich aus. Er argumentierte, dass die FDP Aufstockungen erst zustimmen würde,
nachdem das Rollenverständnis der EFK geklärt sei. 
In der Folge wurde für diese letzte Differenz eine Einigungskonferenz einberufen. Darin
setzte sich der Ständerat mit seiner Absicht durch, den Aufwand wie vom Bundesrat
beantragt um CHF 1.97 Mio. zu erhöhen. Im Nationalrat wies Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH)
noch einmal darauf hin, dass seine Minderheit keinen Ausbau wolle, es aber in erster
Linie nicht um den Betrag gehe, sondern um die «Grundsatzfrage, welche Art von
Finanzkontrolle wir wollen und welche Art von Finanzkontrolle wir nicht wollen».
Mit 113 zu 64 Stimmen (9 Enthaltungen) liess sich die grosse Kammer auch in der
Abstimmung zum Vorschlag der Einigungskonferenz nicht von ihrer ursprünglichen
Meinung abbringen und lehnte den Vorschlag ab. Die ablehnenden Stimmen stammten
von der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion sowie von den fast geschlossen
stimmenden FDP- und CVP/EVP-Fraktionen. Der Ständerat nahm den Vorschlag der
Einigungskonferenz mit 33 zu 2 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. Damit erhielten die
von beiden Räten vor der Einigungskonferenz gefundenen Kompromisse Gültigkeit; da
bei den in der Einigungskonferenz abgelehnten Positionen aber der tiefere Wert
verwendet wird, wurde das Globalbudget der EFK zumindest vorläufig nicht
aufgestockt. 16
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«Noch nie in der Geschichte der Schweiz» (Céline Widmer, sp, ZH), «la crise sanitaire,
économique et sociale (...) la plus grave depuis longtemps» (Olivier Feller, fdp, VD),
«noch vor wenigen Monaten unvorstellbar» (Ursula Schneider Schüttel, sp, FR),
«historische Dimensionen» (Franz Grüter, svp, LU) – bereits die ersten vier
Sprechenden im Rahmen der Debatte zum Nachtrag I zum Voranschlag 2020 und
dessen Nachmeldungen machten in der Corona-Sondersession die
Ausserordentlichkeit der Situation deutlich. Entsprechend umfassend skizzierte
anschliessend Finanzminister Maurer die verschiedenen Massnahmen des Bundesrates
und ihre Kosten. Die Massnahmen beruhten auf drei Zielen, erklärte er: auf der
Stabilisierung des Gesundheitssektors (CHF 3 Mrd.), der Sicherung des
Arbeitsverdienstes (CHF 11.3 Mrd.) sowie dem Erhalt der Liquidität in der Wirtschaft
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(CHF 1.7 Mrd.) – wofür dem Parlament im Rahmen der Nachmeldungen zum Nachtrag I
insgesamt CHF 16 Mrd. beantragt würden. Die Sicherung des Arbeitsverdienstes beruhe
auf drei Säulen: den Kurzarbeitsentschädigungen durch die ALV (CHF 6 Mrd.), die
Unterstützung der Selbständigerwerbenden durch die EO (CHF 4 Mrd.) sowie der
indirekt betroffenen Selbständigerwerbenden (CHF 1.3 Mrd.). Auch die Unterstützung
der Wirtschaft stehe auf drei Säulen: Die durch den Bund zu 100 Prozent verbürgten
Kredite bis CHF 500'000, die bisher für insgesamt CHF 19 Mrd. 140'000 Mal nachgefragt
worden seien; Kredite zwischen CHF 500'000 und 20 Mio., die der Bund zu 85 Prozent
und die jeweiligen Banken zu 15 Prozent verbürgten und die bisher 300 bis 350 Mal
vergeben worden seien. Für beide Säulen zusammen habe man dem Parlament
Verpflichtungskredite von CHF 40 Mrd. beantragt. Eine dritte Säule seien schliesslich
die systemrelevanten Unternehmen, die bisher im Luftfahrtbereich identifiziert worden
seien: CHF 1.275 Mrd. sollten hier als Darlehen für die Airlines und je CHF 600 Mio. als
Verpflichtungskredit sowie als Nachtragskredit für systemrelevante Betriebe am Boden
zur Verfügung stehen. Keine generelle Hilfe sollten die etwa 400 Unternehmen mit
einem Umsatz über CHF 500 Mio. erhalten, da der Bundesrat davon ausgehe, dass sich
diese am Kapitalmarkt finanzieren könnten. Dies sei ein Paket, das «die grössten
Herausforderungen bewältigt». Neuen Forderungen wolle der Bundesrat nicht
nachkommen: «Ich sitze auf dieser Kasse, mehr gibt es jetzt einfach nicht!», betonte
der Finanzminister. 

Hätte dieser Ausspruch von Bundesrat Maurer zahlreiche Ausbauforderungen vermuten
lassen, forderten die Kommissionsminderheiten stattdessen jedoch hauptsächlich
einen Verzicht auf einzelne Ausgaben. Die FK-NR beantragte dem Rat jeweils
einstimmig oder mit grossen Mehrheiten Zustimmung zu den vom Bundesrat
beantragten Krediten, wie die beiden Kommissionssprechenden Céline Widmer und
Olivier Feller eingangs erklärten. Einzig bezüglich der familienergänzenden
Kinderbetreuung beantragte die Kommissionsmehrheit, basierend auf einem Mitbericht
der WBK-NR, mit 14 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung) einen zusätzlichen Kredit über
CHF 100 Mio. Diesen lehnte eine Minderheit Guggisberg (svp, BE) ab, zumal die
Finanzierung der familienergänzenden Kinderbetreuung in die Zuständigkeit der
Kantone und Gemeinden falle. Mit 130 zu 60 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) stimmte der
Nationalrat diesem Ausbau dennoch zu. Alle übrigen Ausbaupläne, allesamt beruhend
auf Anträgen von Stefania Prezioso (gps, GE), fanden kaum über die Reihen der SP und
der Grünen hinaus Gehör. Unter anderem hatte Prezioso verlangt, den Kredit für die
ALV zu erhöhen und die Taggelder vorübergehend auf 100 Prozent zu erhöhen. 
Doch auch die Anträge zum Ausgabenverzicht waren kaum erfolgreicher. Eine
Minderheit Schwander (svp, SZ) wollte den Betrag, den die Parlamentsdienste für die
Ausrichtung der ausserordentlichen Session beantragt hatten, um CHF 500'000
reduzieren, um Druck auf die Bernexpo zu machen, den in den Augen der Minderheit
viel zu hohen «Monopolpreis» zu senken. Ähnlich argumentierte eine Minderheit Grüter
(svp, LU), die den Kredit für Sanitätsmaterial um CHF 600'000 senken wollte, um zu
verhindern, dass die Armeeapotheke die Produkte viel zu teuer einkaufe. In beiden
Fällen argumentierten die Gegnerinnen und Gegner der Anträge, dass die
entsprechenden Kredite nur als Kostendach zu verstehen seien, die entsprechenden
Stellen aber sicherlich versuchen würden, möglichst tiefe Preise auszuhandeln.
Deutlich lehnte der Rat dann auch beide Minderheitsanträge ab. 
Dieselbe ablehnende Argumentation, also einen Verweis darauf, dass die
entsprechenden Beträge nur Rahmenkredite darstellten, fügte auch Finanzminister
Maurer bezüglich eines Antrags einer weiteren Minderheit Guggisberg an, die den
Betrag für Ausfallentschädigungen im Kulturbereich als zu hoch erachtete. Auch ein
Antrag auf Verzicht auf die Soforthilfe für Kulturschaffende, da diese nicht anders
behandelt werden sollten als etwa selbständige «Coiffeure, Physiotherapeuten,
Taxifahrer, Hoteliers, Kameraleute, Lieferanten», wie Guggisberg aufzählte, fand im
Nationalrat keine Mehrheit.  

Am meisten Diskussionen ergaben schliesslich die Verpflichtungskredite zur Luftfahrt.
Während sich der Rat bezüglich des deutlich höheren Verpflichtungskredits für die
Corona-Härtefallhilfe über CHF 40 Mrd. weitgehend einig war – hier lag kein
Minderheitenantrag vor –, behandelte die grosse Kammer zahlreiche Minderheiten zu
den Garantien für die Luftverkehrsunternehmen in der Höhe von CHF 1.275 Mrd. und
der Unterstützung für die flugnahen Betriebe, wofür CHF 600 Mio. als Nachtragskredit
und derselbe Betrag als Verpflichtungskredit beantragt waren. Erneut schilderte
Finanzminister Maurer die Situation. Er betonte, dass die Kredite für die flugnahen
Betriebe zuerst durch das auf den folgenden Tag traktandierte Luftfahrtsgesetz
ermöglicht werden müssten. Auch im Bereich der Luftfahrt verfolge man zudem drei
Ziele: Das Geld müsse in der Schweiz bleiben, die Lufthansa müsse die
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Standortsicherheit der Schweiz garantieren und die Schweizer Umweltstandards
müssten durchgesetzt werden. Diese Bedingungen habe man in entsprechenden
Vereinbarungen mit den Unternehmen festgelegt. Die flugnahen Betriebe, die einem
chinesischen Konzern angehörten und die allesamt überschuldet seien, würden nur
unterstützt, wenn dazu eine Auffanggesellschaft oder eine Gesellschaft mit Schweizer
Beteiligung oder in Schweizer Besitz gegründet würde. Um diese Optionen offen zu
halten, müsse der Kredit aber bereits jetzt gesprochen werden, zumal die FinDel betont
habe, dass sie keine entsprechenden Entscheidungen mehr treffen wolle.
Eine Minderheit Badertscher (gp, BE) beantragte, auf den Verpflichtungskredit für die
Luftverkehrsunternehmen über CHF 1.275 Mrd. zu verzichten, da der Luftverkehr als
starker Treiber des Klimaeffekts nicht auch noch durch Steuergelder unterstützt
werden solle. Ein Antrag Bäumle (glp, ZH) sah vor, CHF 500 Mio. ohne Auflagen (aber mit
Sicherheiten für den Fall von Kreditausfällen) zu sprechen; zusätzliche Unterstützung
sollte jedoch nur nach der Vereinbarung klarer Rahmenbedingungen «im Sinne der
Klimapolitik» erfolgen. Auch bezüglich der flugnahen Betriebe lag ein Minderheitsantrag
Wettstein (gp, SO) auf Verzicht auf den Nachtragskredit vor; stattdessen solle nur der
entsprechende Verpflichtungskredit genehmigt werden. Deutlich hiess der Nationalrat
sowohl den Verpflichtungskredit für die Luftverkehrsunternehmen als auch den
Nachtragskredit und den Verpflichtungskredit für die flugnahen Betriebe gut. 
Wie bereits im Voranschlag 2020 mehrfach verwendet, nutzten die
Kommissionsmehrheiten und -minderheiten bezüglich der Unterstützung für den
Luftverkehr fleissig die Möglichkeit, Rahmenbedingungen der Kreditvergabe
festzulegen. So wollte die Mehrheit der FK-NR die Unterstützung für die
Flugverkehrsunternehmen an die Bedingung knüpfen, dass «in der künftigen
standortpolitischen Zusammenarbeit mit den Flugverkehrsunternehmen die Klimaziele
des Bundesrates kontrolliert und weiterentwickelt werden». Linke Minderheiten wollten
die Unterstützung zudem an verschiedene klimapolitische Anliegen knüpfen, etwa an
die Reduktion von Treibhausgasen, an die Reduktion der Inlandflüge oder an die
Beteiligung an der Entwicklung synthetischer Flugtreibstoffe. Auch die Zusicherung der
Rückerstattung von nicht durchgeführten Flügen an die Reisebüros sowie die
bevorzugte Bedienung von inländischen Kreditoren wurden als Bedingung
vorgeschlagen, schliesslich lag auch ein Minderheitsantrag auf den Verzicht auf alle
Bedingungen vor. Deutlich setzte sich die von der Kommissionsmehrheit
vorgeschlagene Bedingung bezüglich der Klimaziele des Bundesrates gegen diverse
Minderheiten durch. Ebenfalls erfolgreich war die Bedingung, dass die
Fluggesellschaften den Reisebüros die bezahlten Flüge zurückerstatten müssen. 
Auch zu den flugnahen Betrieben standen Rahmenbedingungen der Kreditvergabe im
Raum. Eine Kommissionsmehrheit schlug vor, den Kredit an die Bedingung zu knüpfen,
dass die betroffenen Unternehmen im Falle von restrukturierungsbedingten
Entlassungen für das Personal Umschulungspläne entwickelten – und erntete dafür
auch die Zustimmung des Bundesrates. Anträge für einen Verzicht auf entsprechende
Bedingungen, einen Verzicht auf Entlassungen während der Unterstützungsphase, einen
Minimallohn von CHF 4000 für die Mitarbeitenden sowie erneut die bevorzugte
Bedienung von inländischen Kreditoren konnten sich wiederum nicht gegen den
Mehrheitsantrag durchsetzen.
Nicht nur bezüglich des Flugverkehrs, sondern auch zu den Corona-Krediten im
Allgemeinen sollten Rahmenbedingungen für die Kreditverwendung geschaffen werden:
Ein Antrag Schwander wollte die Kredite an die ersatzlose Streichung der Artikel 5, 6, 6a
und 7 der Covid-19-Verordnung 2 – also der Massnahmen bezüglich des
Betreuungsangebots für Kinder, des Veranstaltungsverbots und der Schliessung von
Einrichtungen – binden. Diesbezüglich bat Finanzminister Maurer den Nationalrat um
Ablehnung, da der Bundesrat den «pragmatischen Weg» gehen und laufend aufgrund
von Lagebeurteilungen über das weitere Vorgehen entscheiden wolle. Mit 138 zu 53
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) folgte die grosse Kammer dem Bundesrat. 

Beinahe in Vergessenheit geriet ob der ganzen Corona-Anträge der eigentliche
Nachtrag I zum Voranschlag 2020; und dies, obwohl es einmal mehr einen Kredit für die
Hochseeschifffahrt zu sprechen galt. Eine Minderheit Schwander beantragte, den
Kredit über CHF 28.3 Mio. nicht zu genehmigen, bis der Bundesrat eine Gesamtschau
der noch ausstehenden Bürgschaftskredite für die Hochseeschiffe durchgeführt habe.
Damit solle die Salamitaktik beendet und stattdessen ein vollständiger Rahmenkredit
über den noch ausstehenden Betrag geschaffen werden. Ein solcher Rahmenkredit sei
nicht möglich, erklärte Heinz Siegenthaler (bdp, BE), da Bürgschaften gemäss
Finanzhaushaltsgesetz dann bezahlt werden müssten, wenn sie anfielen. Bundesrat
Maurer verwies zudem darauf, dass man bemüht sei, so wenig Bürgschaften wie möglich
tatsächlich leisten zu müssen. Wenn man nun aber durch eine Gesamtschau andeuten
würde, dass man die Schiffe verkaufen wolle, hätten diese keinen Wert mehr.
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Entsprechend lehnte der Nationalrat den Minderheitsantrag Schwander ab.

Insgesamt genehmigte der Nationalrat somit den Nachtrag I zum Voranschlag 2020 über
CHF 50 Mio. sowie die Nachmeldungen über CHF 16 Mrd. Dabei bestätigte er auch alle
von der FinDel bereits genehmigten Kredite. Zudem entschied der Rat mit 149 zu 31
Stimmen (bei 14 Enthaltungen), die Nachmeldungen als ausserordentlichen
Zahlungsbedarf zu verbuchen und so von der Schuldenbremse auszunehmen. Das dazu
nötige qualifizierte Mehr wurde erreicht. Die Gegenstimmen sowie die meisten
Enthaltungen stammten von der SVP-Fraktion. Überdies löste die grosse Kammer mit
186 zu 8 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) für verschiedene Ausgaben die
Ausgabenbremse. 17

Wie so vieles im Jahr 2020 stand auch der in der Wintersession 2020 zusammen mit
der Staatsrechnung 2019 und dem ordentlichen zweiten Nachtrag zum Voranschlag
2020 behandelte Voranschlag 2021 mit integriertem Aufgaben- und Finanzplan 2022-
2024 im Zeichen der Corona-Pandemie. Zum ersten Mal hatten sich National- und
Ständerat vorgängig auf ein Notbudget geeinigt für den Fall, dass die Session Corona-
bedingt abgebrochen werden müsste und der Voranschlag deshalb nicht zu Ende
beraten werden könnte. Zudem hatte das Parlament neben unzähligen traditionellen
erneut auch über zahlreiche im ursprünglichen Voranschlag oder in einer der drei vom
Bundesrat eingereichten Nachmeldungen aufgeführten Corona-bedingten
Budgetposten zu beraten, wobei es gleichzeitig entscheiden musste, welche davon als
ausserordentliche Ausgaben verbucht und damit von der Schuldenbremse
ausgenommen werden sollen. Die Kommissionssprecher Nicolet (svp, VD) und Fischer
(glp, LU) erläuterten, dass das ursprüngliche Budget des Bundesrates ein Defizit von
CHF 1.1 Mrd. aufgewiesen habe, dass dieses durch die Nachmeldungen aber auf über
CHF 2 Mrd. CHF angestiegen sei; auf über CHF 4 Mrd. gar, wenn man die
ausserordentlichen Ausgaben miteinbeziehe. Keine unwesentliche Rolle spielten dabei
die Corona-bedingten Mehrausgaben, welche sich auf CHF 5.4 Mrd. beliefen (CHF 2.5
Mrd. davon sollten als ordentlicher, CHF 2.9 Mrd. als ausserordentlicher Zahlungsbedarf
verbucht werden). 
In der Folge beriet die grosse Kammer zwar einmal mehr zahlreiche Minderheitsanträge,
nahm jedoch nur 7 Minderheits- oder Einzelanträge an und änderte die bundesrätliche
Version nur in 14 Bereichen ab. Dadurch erhöhte der Nationalrat die Ausgaben
gegenüber dem bundesrätlichen Entwurf um CHF 726 Mio. und gegenüber der FK-NR
um CHF 15 Mio. und nahm den Entwurf zum Schluss mit 190 zu 2 Stimmen deutlich an. 

Vor der Detailberatung betonten die Kommissionssprecher, dass die FK-NR dem
Bundesrat weitgehend gefolgt sei, gerade bei den Covid-19-Massnahmen und bei den
Direktzahlungen in der Landwirtschaft aber einige Änderungen angebracht habe.
Insgesamt schöpfe die Kommission den Schuldenbremse-bedingten Spielraum mit
einem Defizit von CHF 2 Mrd. nicht vollständig aus – möglich wäre ein Defizit von CHF
3.2 Mrd. Der dadurch verbleibende strukturelle Überschuss von CHF 1.2 Mrd. sollte, wie
vom Bundesrat vorgeschlagen, dem Amortisationskonto der Schuldenbremse
gutgeschrieben und entsprechend für den Abbau der als ausserordentliche Ausgaben
verbuchten Corona-Defizite verwendet werden, wie es der Bundesrat auch für den
budgetierten Überschuss in der Staatsrechnung 2019 beantragt hatte. 
Ergänzend wies Finanzminister Maurer darauf hin, dass das Budget mit sehr vielen
Unsicherheiten belastet sei. Je nach Dauer und Anzahl der Corona-Wellen und der
Erholungszeit gewisser Bereiche könne sich der Voranschlag durch kommende
Nachträge durchaus noch verschlechtern. Man habe hier aber ein Budget ohne
Sparmassnahmen erstellt, um der Wirtschaft zu helfen, wieder auf die Beine zu
kommen, betonte er. 

Der Nationalrat behandelte die einzelnen Budgetposten in sieben Blöcken, beginnend
mit den Covid-19-Unterstützungshilfen. Stillschweigend folgte er dem Bundesrat dabei
bei den meisten seiner Nachmeldungen, zum Beispiel bezüglich der Leistungen des
Erwerbsersatzes, welche der Bundesrat von anfänglich CHF 490 Mio. auf CHF 2.2. Mrd.
aufgestockt hatte, nachdem das Parlament im Rahmen des Covid-19-Gesetzes auch
indirekt betroffenen Selbständigen Zugang zur EO gewährt hatte; bezüglich der
Unterstützung für den Kulturbereich, wie sie in der Herbstsession 2020 in der
Kulturbotschaft beschlossen worden war; bezüglich der Arzneimittelbeschaffung; der
Lagerhaltung von Ethanol; der Härtefallentschädigung für Vermietende; des
öffentlichen Verkehrs oder der Stabilisierung von Skyguide. Minderheitsanträge lagen
unter anderem bezüglich der kantonalen Härtefallmassnahmen für Unternehmen vor.
Hier hatte der Bundesrat den anfänglichen Verpflichtungskredit von CHF 200 Mio. auf
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CHF 680 Mio. aufgestockt, eine Minderheit Widmer (sp, ZH) verlangte hingegen eine
weitere Erhöhung auf CHF 1 Mrd. Bundesrat Maurer bat den Rat jedoch darum, bei den
mit den Kantonen ausgehandelten CHF 680 Mio. zu bleiben, da eine Erhöhung gegen
Treu und Glauben verstossen würde – die Kantone müssten entsprechend ebenfalls
höhere Beträge sprechen. Zudem wollte dieselbe Minderheit Widmer den
Verpflichtungskredit durch einen Zahlungskredit ersetzen, so dass diese Mittel den
Kantonen rasch zur Verfügung stehen könnten; die Kommission schlug stattdessen eine
Ergänzung des Verpflichtungskredits durch einen entsprechenden Zahlungskredit vor.
Finanzminister Maurer kritisierte die Umwandlung, da sie dem Finanzhaushaltsgesetz
widerspreche und sich der Bund ja erst beteiligen müsse, wenn die Kantone durch ihre
Darlehen Verluste erlitten. Entsprechend müssten die nicht ausgeschöpften Kredite
jeweils übertragen werden. Mit 110 zu 78 Stimmen sprach sich der Nationalrat gegen die
Minderheit Widmer aus, die immerhin bei den geschlossen stimmenden SP-, Grünen-
und GLP-Fraktionen Anklang fand, nahm jedoch den neuen Zahlungskredit
stillschweigend an.

Im zweiten Block – Beziehungen zum Ausland und Migration – lagen zwei Gruppen von
Minderheitsanträgen vor. So beantragten auf der einen Seite Minderheiten aus der SVP-
Fraktion (Grin (svp, VD) und Keller (svp, NW)), Beträge bei der
Entwicklungszusammenarbeit, bei multilateralen Organisationen oder bei den Darlehen
und Beteiligungen in Entwicklungsländern zu senken und sie damit auf dem Stand des
Vorjahres zu belassen. Nicht nur in den Entwicklungsländern, auch in der Schweiz
müsse man der schwierigen Rechnungssituation 2021 Rechnung tragen, argumentierte
etwa Grin. Auf der anderen Seite versuchten Minderheiten aus der SP- und der Grünen-
Fraktion (Friedl (sp, SG) und Wettstein (gp, SO)), unter anderem die Kredite der
Entwicklungszusammenarbeit, für humanitäre Aktionen, zur zivilen Konfliktbearbeitung
sowie für Integrationsmassnahmen für Ausländerinnen und Ausländer zu erhöhen, um
sicherzustellen, dass die APD-Quote, welche auf 0.5 Prozent des BNE festgelegt worden
war, auch wirklich erreicht werde. Roland Fischer (glp, LU) verwies für die Kommission
darauf, dass die Kredite im Budget den Parlamentsbeschlüssen zu den Zahlungsrahmen
für internationale Zusammenarbeit entsprechen und die Kommission entsprechend
Erhöhungen oder Kürzungen ablehne. Folglich sprach sich der Nationalrat gegen
sämtliche Minderheitsanträge aus, diese fanden denn auch kaum über die jeweiligen
Fraktionen hinaus Unterstützung. 

Dasselbe Bild zeigt sich im dritten Block, in dem es um die soziale Wohlfahrt ging.
Minderheiten Guggisberg (svp, BE) und Nicolet (svp, VD) beantragten tiefere Kredite
respektive den Verzicht auf eine Aufstockung der Kredite für Massnahmen zur
Gleichstellung von Frauen und Männern, für familienergänzende Kinderbetreuung sowie
für den Kinderschutz und die Kinderrechte. Die entsprechenden Aufgaben lägen vor
allem in der Kompetenz der Gemeinden und Kantone, weshalb auf eine Aufstockung
beim Bund verzichtet werden solle. Eine Minderheit Dandrès (sp, GE) wollte das Budget
des Eidgenössischen Büros für die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen
aufstocken, weil gerade Menschen mit Behinderungen von der Corona-Pandemie
besonders stark getroffen worden seien. Zudem sollte auch der Betrag des
Bundesamtes für Verkehr zur Behindertengleichstellung für Investitionen in die
Barrierefreiheit aufgestockt werden. Letzterer Betrag sei jedoch nicht gekürzt worden,
wie einige Sprechende vermuteten, sondern werde neu über den
Bahninfrastrukturfonds finanziert, erklärte Finanzminister Maurer. Auch in diesem
Block wurden sämtliche Minderheitsanträge deutlich abgelehnt. 

Im vierten Block, in dem es um Kultur, Bildung, Forschung und Sport ging, waren die
Bildungsanträge wie in früheren Jahren vergleichsweise erfolgreich. Der Nationalrat
stimmte Einzelanträgen von Christian Wasserfallen (fdp, BE) sowie Matthias Aebischer
(sp, BE) und einem Minderheitsantrag Schneider Schüttel (sp, FR) zu. Wasserfallen und
Aebischer wollten verschiedene Kredite des SBFI und des ETH-Bereichs aufstocken
(unter anderem den Finanzierungsbeitrag an den ETH-Bereich und an die
Forschungseinrichtungen von nationaler Bedeutung) und damit die Entscheidungen des
Nationalrats aus der BFI-Botschaft, die sich gerade im Differenzbereinigungsverfahren
befand, aufnehmen. Alle vier Einzelanträge fanden im Rat eine Mehrheit, obwohl sie von
der SVP- sowie von mehr oder weniger grossen Teilen der FDP.Liberalen- und der
Mitte-Fraktion abgelehnt wurden. Die Minderheit Schneider Schüttel wollte den Betrag
bei der internationalen Bildungs-Mobilität verdoppeln und auch in den
Finanzplanjahren sehr stark aufstocken, um so ab 2021 die Schweizer Vollassoziierung
an Erasmus plus zu finanzieren. Kommissionssprecher Fischer (glp, LU) wies jedoch
darauf hin, dass die Bedingungen für die Teilnahme von Drittstaaten noch nicht bekannt
seien und man das Geld entsprechend erst dann beantragen wolle, wenn man die
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genauen Kosten kenne. Der Nationalrat folgte der Kommission diesbezüglich zwar im
Voranschlagsjahr, nahm aber die Erhöhungen für die Finanzplanjahre mit 93 zu 86
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. Erfolglos blieben in diesem Block Kürzungsanträge bei
Pro Helvetia, bei verschiedenen Kultureinrichtungen (Minderheiten Guggisberg), deren
Kredit die FK-NR aufgrund der Kulturbotschaft aufgestockt hatte, sowie beim
Schiesswesen (Minderheit Wettstein). 

Landwirtschaft und Tourismus standen im fünften Block im Zentrum und einmal mehr
wurde die 2017 angenommene Motion Dittli (fdp, UR; Mo. 16.3705) zum Streitpunkt. Der
Bundesrat hatte die Direktzahlungen gegenüber dem Jahr 2020 aufgrund der negativen
Teuerung reduziert – gemäss der Motion Dittli soll jeweils die tatsächlich
stattgefundene Teuerung verrechnet werden. Die Kommission schlug nun aber vor, zum
früheren Betrag zurückzukehren. Der Finanzminister zeigte sich genervt über diesen
Entscheid: Die Parlamentarierinnen und Parlamentarier müssten sich überlegen, «ob
Sie uns überhaupt solche Aufträge erteilen wollen, wenn Sie sich letztlich nicht daran
halten. Das auszurechnen, gibt nämlich einiges zu tun». Mit dieser Darstellung zeigten
sich aber verschiedene Sprechende nicht einverstanden. So argumentierten Heinz
Siegenthaler (bdp, BE) und Markus Ritter (cvp, SG), dass der Bundesrat in der Botschaft
zur Agrarpolitik 2018-2021 die Teuerung nicht ausgleichen wollte und zusätzlich eine
nominelle Kürzung vorgenommen habe. Das Parlament habe in der Folge auf die
Teuerung verzichtet, aber die Kürzung rückgängig gemacht. Nun dürfe aber keine
Teuerung korrigiert werden, die man gar nie gewährt habe. Auch eine linke Minderheit
Schneider Schüttel (sp, FR) zeigte sich bereit, die Direktzahlungen zu erhöhen, solange
dies zielgerichtet erfolge, und schlug vor, als Reaktion auf das abgelehnte Jagdgesetz
eine Krediterhöhung um CHF 1.6 Mio. in den Planungsgrössen den
Sömmerungsbeiträgen an die nachhaltige Schafalpung zuzuweisen. Eine zweite
Minderheit Schneider Schüttel beantragte, bezüglich der Direktzahlungen dem
Bundesrat zu folgen. Der Rat entschied sich in der Folge sowohl für eine Erhöhung um
CHF 1.8 Mio. für die Sömmerungsbeiträge als auch für die von der
Kommissionsmehrheit vorgeschlagene Erhöhung um fast CHF 17 Mio. und lehnte
entsprechend den Antrag der Minderheit II ab. Weitere Minderheitsanträge zur
Pflanzen- und Tierzucht und zur Förderung von Innovationen und Zusammenarbeit im
Tourismus (Minderheiten Wettstein) fanden keine Mehrheit, jedoch folgte der
Nationalrat stillschweigend dem Antrag seiner Kommission, das Globalbudget von
Agroscope für deren Restrukturierung um CHF 4.1 Mio. aufzustocken.

Im sechsten Block behandelte der Rat die Themen Verkehr und Umwelt und änderte
hier stillschweigend die Sollwerte für die Auslastung des öffentlichen Verkehrs und des
Schienengüterverkehrs. Diese sollen überdies auch in den Finanzplanjahren um jährlich
0.1 Prozent steigen. Erfolgreich war auch eine Minderheit Gschwind (cvp, JU), die
beantragte, den Kredit für Schäden durch Wildtiere, Jagd und Fischerei nicht zu
erhöhen, da hier bereits genügend Mittel vorhanden seien (106 zu 86 Stimmen).
Erfolglos blieben Minderheitsanträge auf höhere Kredite für den Technologietransfer
und den Langsamverkehr (Minderheit Brélaz: gp, VD) und auf einen tieferen Kredit für
Natur und Landschaft (Minderheit Nicolet). Bei der Förderung von Umwelttechnologien
wollte die Kommissionsmehrheit den vom Bundesrat vorgeschlagenen Betrag um CHF 3
Mio. erhöhen und den Anfangsbetrag damit fast verdoppeln, was eine Minderheit Gmür
bekämpfte. Die Förderung könne auch durch die Privatwirtschaft geschehen, nicht
immer durch den Staat – sofern die Projekte gut seien. Die grosse Kammer folgte
jedoch ihrer Kommissionsmehrheit.

Im siebten und letzten Block standen Eigenaufwand und Verwaltungsprozesse im
Zentrum, wobei der Rat überall seiner Kommission folgte. Er lehnte sämtliche Anträge
auf Kürzung, zum Beispiel bei den Parlamentsdiensten, bei denen eine Minderheit
Strupler (svp, TG) auf zusätzliches bewaffnetes Sicherheitspersonal im
Parlamentsgebäude verzichten wollte, oder bei der Aufstockung des Globalbudgets des
BAFU (Minderheit Dandrès), ab. Umstrittener war die Frage, ob das Globalbudget des
NDB erhöht und stattdessen der Kredit für Rüstungsaufwand und -investitionen des
VBS reduziert werden soll. Eine Minderheit Widmer (sp, ZH) lehnte diesen Austausch ab,
der Rat stimmte dem Kommissionsantrag jedoch deutlich zu. Abgelehnt wurde
schliesslich auch der Antrag einer Minderheit Schwander (svp, SZ), wonach die
gesamten Personalausgaben in den Finanzplanjahren sukzessive auf CHF 6 Mrd.
reduziert und dort plafoniert werden sollten. Schliesslich schlug die Kommission vor,
für die Zentrale Ausgleichsstelle (ZAS), die für die Durchführung der
Sozialversicherungen der 1. Säule zuständig ist, vier neue Planungsgrössen bezüglich
einer effizienten Bearbeitung der Versichertendossiers einzuführen, um so deren
Effizienz zu steigern. Obwohl Finanzminister Maurer um die Annahme der Minderheiten
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Fischer und Gysi (sp, SG) für einen Verzicht auf die neuen Sollwerte bat, weil die ZAS
inmitten eines Umbaus ihrer Informatik sei, wodurch die Effizienz der Institution ab
2024 gesteigert werden könne, sprach sich der Nationalrat für die Änderung aus. 

Insgesamt erhöhte der Nationalrat damit die Ausgaben gegenüber dem bundesrätlichen
Entwurf um CHF 726 Mio. und gegenüber der FK-NR um CHF 15 Mio. Offen war
schliesslich noch die Frage, welche Kredite als ausserordentliche Ausgaben verbucht
werden sollen. Der Bundesrat hatte vorgeschlagen, die Covid-Kosten für die
Erwerbsausfallentschädigungen für Selbständigerwerbende (CHF 2.2 Mrd.) und CHF 680
Mio. für die Härtefallhilfe der Kantone als ausserordentlichen Kredite zu behandeln,
während die übrigen Corona-bedingten Ausgaben über CHF 2.5 Mrd. dem ordentlichen
Zahlungsbedarf zugerechnet werden sollten. Die Kommission beantragte dem
Bundesrat zu folgen, während eine Minderheit Fischer (glp, LU) die gesamten Corona-
bedingten Mehrkosten von CHF 5.4 Mrd. als ausserordentliche Ausgaben dem
Amortisationskonto belasten wollte. Eine einheitliche Verbuchung würde eine höhere
Transparenz ermöglichen, erklärte Fischer, zumal es keine objektiven und rechtlichen
Kriterien für eine Einteilung in ordentliche und ausserordentliche Ausgaben gebe.
Zusätzlich würde dadurch der Schuldenbremse-bedingte Spielraum vergrössert, indem
der strukturelle Überschuss von CHF 1.2 Mrd. auf CHF 3.7 Mrd. erhöht würde.
Unverändert bliebe dabei das Finanzierungsdefizit in der Höhe von CHF 4.917 Mrd. Auch
Finanzminister Maurer bestätigte, dass die Verbuchung keine exakte Wissenschaft sei
und entsprechend beide Lösungen möglich wären. Der Bundesrat habe diejenigen
Ausgaben, die man «im Voraus» kenne, im ordentlichen Budget untergebracht und
einzig die bei der Budgetierung unbekannten Kredite für die EO und die Härtefallhilfen
ausserordentlich verbucht. Die Transparenz werde zukünftig durch einen noch zu
erstellenden Zusatzbericht hergestellt, welcher die gesamten aufgeschlüsselten Kosten
der Covid-19-Krise für den Bund aufzeigen werde. Mit 112 zu 73 Stimmen folgte der Rat
gegen den Willen der SP, der Grünen und der GLP der Kommissionsmehrheit. In der
darauffolgenden Gesamtabstimmung sprach sich der Nationalrat mit 190 zu 2 Stimmen
für seinen Budgetentwurf aus. Die ablehnenden Stimmen stammten von Erich Hess
(svp, BE) und Christian Imark (svp, SO). Auch die Bundesbeschlüsse zu den
Planungsgrössen, Finanzplanjahren, zum Bahninfrastrukturfonds und dem
Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds wurden jeweils sehr deutlich
angenommen. 18

Finanzausgleich

Im März 2015 nahm sich der Ständerat ein zweites Mal dem Thema des Finanzausgleichs
für die Beitragsperiode 2016-2019 an. Im Unterschied zum Lastenausgleich, bei dem
National- und Ständerat dem bundesrätlichen Vorschlag, im Vergleich zur Vorperiode
weder an der Gesamtdotierung noch an der Verteilungslogik etwas zu ändern, gefolgt
waren, bestand beim Ressourcenausgleich eine gewichtige Differenz. Während die
grosse Kammer wie der Bundesrat in den kommenden vier Jahren CHF 330 Mio.
weniger umverteilen wollte, hatten sich in der ersten ständerätlichen Lesung die
Nehmerkantone durchgesetzt. Daran änderte sich auch in der zweiten Lesung nichts.
Eine Minderheit Bieri (cvp, ZG), die auf die Linie von National- und Bundesrat
umschwenken und CHF 330 Mio. weniger ausgeben wollte, unterlag dem
Mehrheitsvorschlag der Finanzkommission (FK-SR) bei 1 Enthaltung mit 16 zu 27
Stimmen. Zuvor hatte bereits eine Minderheit Theiler (fdp, LU), die im Sinne eines
Kompromissvorschlages über eine Erstreckung der Berechnungsfrist von vier auf acht
Jahre annähernd eine Halbierung der Beitragsanpassungen erreichen wollte, mit 15 zu
28 Stimmen den Kürzeren gegen den Mehrheitsantrag gezogen. Damit ging die Vorlage
zurück in den Nationalrat, der sich in der Sommersession 2015 ein zweites Mal damit
beschäftigte. Die Finanzkommission des Nationalrats (FK-NR) sprach sich dabei erneut
für den Vorschlag des Bundesrates aus und setzte sich damit mit 103 zu 87 Stimmen bei
1 Enthaltung gegen eine Minderheit Siegenthaler (bdp, BE) durch, die die Kürzungen der
Grundbeiträge von Bund und Geberkantonen – ohne eine Anpassung der
Berechnungsfrist – exakt halbieren wollte. Kurz vor der drohenden Einigungskonferenz
kam dann Bewegung in die Fronten. Die FK-SR schlug analog zum Antrag von Nationalrat
Siegenthaler eine Senkung der Gesamtdotierung um CHF 165 Mio. vor und setzte sich
damit gegen eine neuerliche Minderheit Bieri mit 30 zu 14 Stimmen durch. Mit
Ausnahme von Basel-Stadt und der Waadt stimmten nur Nehmerkantone dem
Kompromiss zu. Die FK-NR wollte indes nichts von einem Kompromiss wissen und
empfahl der grossen Kammer auch vor deren dritten Lesung, dem bundesrätlichen
Vorschlag zu folgen. Doch diesmal folgte eine Mehrheit der grossen Kammer der
Minderheit Siegenthaler: Mit 107 zu 87 Stimmen bei 3 Enthaltungen bereinigte der
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Nationalrat damit die Differenz. Die Fronten verliefen wie bereits in den vorangegangen
Abstimmungen quer durch die Parteien. Durch den Kompromiss wird die
Gesamtdotierung des Ressourcenausgleichs um CHF 165 Mio. pro Jahr gesenkt. Die
Geberkantone werden dabei jährlich um CHF 67 Mio., der Bund um CHF 98 Mio.
entlastet. 19

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Ein Postulat Häsler (gp, BE) zur Förderung des öffentlichen Verkehrs für den alpinen
Raum beauftragte den Bundesrat, in einem Bericht aufzuzeigen, welche Möglichkeiten
der Bund hat, um den öffentlichen Verkehr für den Tourismus in den Alpen attraktiver
zu gestalten und welche dieser Massnahmen er umsetzen will. Im Postulat angedacht
sind insbesondere mehr Direktzüge aus dem Ausland in den Alpenraum. Der Bundesrat
verwies in seiner Antwort vom August 2015 darauf, dass Planung und Realisierung von
internationalen Verbindungen Sache der SBB sei, er zeigte sich aber bereit, das
Anliegen aufzunehmen und die Fragestellungen im Bericht zum internationalen
Personenverkehr (Postulat 14.3673) zu beantworten. Das  im Juni 2015 eingereichte
Postulat wurde vom Nationalrat im September gleichen Jahres diskussionslos
angenommen. 20

POSTULAT
DATUM: 25.09.2015
NIKLAUS BIERI

Im Oktober 2017 veröffentlichte der Bundesrat in Erfüllung der Postulate KVF-NR
(14.3673) und Häsler (15.3707) sowie mit Bezugnahme auf die Motion Nantermod
(15.4173) seinen Bericht zum internationalen Personenverkehr (Bahn/Bus). Der
Bundesrat ging dabei insbesondere auf die Liberalisierung des Fernbusverkehrs ein. Mit
dem Hinweis auf die unterschiedlichen Sozialstandards verschiedener Staaten will er
das Kabotageverbot beibehalten. Fernbusse sollen das Angebot des öffentlichen
Verkehrs ergänzen, ohne die bestehenden Angebote wesentlich zu konkurrenzieren.
Der Bundesrat will aber nicht grundsätzlich jede Konkurrenzsituation verhindern. Beim
Verkehr in Tourismusregionen sieht er keinen zusätzlichen Handlungsbedarf. 21

POSTULAT
DATUM: 18.10.2017
NIKLAUS BIERI

Nachdem im Oktober 2017 der Bericht zum Postulat Häsler (gp, BE) betreffend die
Förderung des öffentlichen Verkehrs für den alpinen Raum erschienen war, wurde das
Postulat im Juni 2018 auf Antrag des Bundesrat als erfüllt abgeschrieben. 22

POSTULAT
DATUM: 05.06.2018
NIKLAUS BIERI

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Eine parlamentarische Initiative der grünen Fraktion wollte im KVG die Möglichkeit zur
Schaffung kantonaler Einheitskassen in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung
festschreiben. Dabei soll jeder Kanton entweder beim bisherigen System bleiben
können, eine einzige und zentralisierte öffentliche Krankenkasse schaffen, oder aber
eine öffentliche Ausgleichskasse für die Krankenkassen analog zu jener in der
Arbeitslosenversicherung gründen. Bei den beiden öffentliche Modellen sollten dabei
die Versicherten und die Leistungserbringer an der Führung beteiligt werden.
Argumentiert wurde mit dem Resultat bei der Abstimmung zur Volksinitiative "für eine
öffentliche Krankenkasse", welche in den vier rein französischsprachigen Kantonen und
ebenso in den französischsprachigen Gebieten der Kantone Fribourg und Bern
angenommen worden war. Es gelte entsprechend, eine Lösung zu finden, welche für die
französischsprachige Minderheit in der Schweiz akzeptabel sei. Der Vorstoss gelangte in
der Frühjahrssession 2016 in den Nationalrat, wo er gleichzeitig mit zwei
Standesinitiativen (Jura und Genf) behandelt wurde, welche sehr ähnliche Forderungen
vorbrachten. Die Kommissionsmehrheit beantragte, keine Folge zu geben. Eine
Minderheit Häsler (gp, BE) beantragte Folge geben. Die in der Debatte geäusserten
Argumente glichen weitgehend jenen in der Abstimmungskampagne zur Volksinitiative.
Weiter wurde die Kritik geäussert, der Vorstoss würde zur Schaffung von
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Parallelsystemen in manchen Kantonen führen, was abzulehnen sei. Letztlich hatte die
parlamentarische Initiative keine Chance: Sie erhielt nur die Unterstützung der
geschlossen auftretenden links-grünen Fraktionen und wurde mit 122 zu 52 Stimmen
abgelehnt. 23

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Le Conseil national a rejeté en décembre 2017 un postulat de la députée Häsler  (verts,
BE) intitulé: Regroupement familial. Critères favorisant l'intégration. L'écologiste
estime que les critères actuels du regroupement familial, à savoir indépendance
financière, volonté de s'intégrer économiquement et socialement, bien qu'ils
poursuivent le but de favoriser l'intégration des personnes étrangères, risquent au
contraire d'être dissuasifs. En effet, elle estime que le souci pour ses proches résidant
encore dans un pays en guerre où se trouvant en situation précaire peut avoir des
effets néfastes sur la santé mentale et psychique, ce qui risque d'entraîner des frais
médicaux et d'aide sociale. Elle demande alors au Conseil fédéral un rapport sur des
critères de regroupement familial qui n'auraient pas ces effets pouvant rendre plus
difficile l'intégration des personnes étrangères ou requérantes d'asile. Suivant l'avis du
Conseil fédéral, la chambre basse a rejeté l'objet à l'unanimité. 24

POSTULAT
DATUM: 15.12.2017
SOPHIE GUIGNARD

Frauen und  Gleichstellungspolitik

«L'égalité entre hommes et femmes est largement atteinte» selon le député UDC
Sebastian Frehner (svp, BS) qui, lors de la discussion du budget de la Confédération
2019 a suggéré la suppression du bureau de l'égalité hommes-femmes. Il observe que
beaucoup de femmes étudient, voire sont majoritaires dans certaines facultés, que le
partage des tâches au sein de la famille s'est fortement modifié et que les femmes sont
dans certains cas favorisées sur le marché du travail. Le député ajoute à charge de
preuve qu'on lui a déjà refusé plusieurs postes au bénéfice d'une femme. Sa
proposition et surtout son discours ont provoqué de véhémentes réactions chez ses
co-parlementaires. Les députées PS Barbara Gysi (sp, SG) et Mattea Meyer (sp, ZH) ont
suggéré que l'heure matinale ne favorisait pas la concentration et ne protégeait pas de
l'absurdité, leur camarade Samuel Bendahan (ps, VD) a condamné les propos de
l'agrarien, qu'il juge «extrêmes» et «durs». Selon Daniel Brélaz (verts, VD) la proposition
Frehner est «excentrique» et pour Jean-Paul Gschwind (pdc, JU), «farfelue». Le
démocrate bourgeois Heinz Siegenthaler (bdp, BE) a même proposé de sauvegarder le
bureau de l'égalité, ne serait-ce que pour défendre le député Frehner, puisqu'il se sent
opprimé en tant qu'homme. Le PLR et les Verts'libéraux n'ont pas commenté les
affirmations du député Frehner, mais se sont opposés à sa proposition. 
Ueli Maurer, qui représentait dans ce débat la position du Conseil fédéral, a quelque
peu modéré la position de son collègue de parti. Certes, la condition des femmes s'est
améliorée, mais certaines inégalités demeurent. Au sujet des postes non obtenus par
Sebastien Frehner, le chef du département des finances ajoute même que «les
hommes doivent s'améliorer, car les femmes les ont rattrapé».
Seul l'UDC a suivi la proposition Frehner, par 55 voix pour (10 femmes, 45 hommes), 3
voix contre (2 femmes, 1 homme) et 4 abstentions (1 femme, 3 hommes), les 6
conseillers et conseillères restantes étaient soient absentes, soit excusées. Les deux
autres propositions de minorité, à savoir l'augmentation de budget de 200'000 francs
proposée par Samuel Bendahan (pour l'application de la nouvelle loi sur l'égalité) et de
600'000 francs par Mattea Meyer (pour l'encouragement du respect de la convention
d'Istanbul) ont été balayées par respectivement 130 et 129 voix contre 56. Les 56 voix
pour étaient celles du groupe PS, du groupe des Verts et de deux PDC. 25
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Konservative und Rechte Parteien

Der Rücktritt der langjährigen BDP-National- und Kommunalpolitikerin Ursula Haller
(BE) drückte den Altersschnitt der BDP-Fraktion, die die mit durchschnittlich 55 Jahren
älteste Fraktion stellte, ein wenig nach unten. Sie wolle das Amt als Gemeinderätin der
Stadt Thun und als Nationalrätin, das sie seit 1999 für die SVP und später für die BDP
ausübte, gleichzeitig beenden, so die Berner Oberländerin. Ihr Nachfolger – der 58-
jährige Heinz Siegenthaler – war allerdings nur sieben Jahre jünger. Parteipräsident
Martin Landolt zeigte sich für die Zukunft optimistisch. In den Kantonen würden viele
junge Leute für die BDP kandidieren. 26
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